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Broletarier im Hchulrocke.
R. Daß die Beſoldung der preußiſchen Volksſchul Lehrer

völlig unzureichend iſt und in kraſſem Mißverhältnis ſteht zu
den ſchönen Worten von dem Wohlwollen, das die herrſchen-
den Gewalten angeblich den Bildungs- Inſtitutionen des Vol-
kes entgegenbringen, iſt eine Tatſache, die nicht mehr beſtritten
werden kann. Wenn man den Volksſchullehrern auch nicht
mehr zumutet, in der Ernte ſechs Wochen auf Tagelohn zu
gehen, wie es in einer Beſtimmung Friedrich Wilhelms I. ge-
ſchah, wenn man einem Lehrer auch nicht mehr geſtattet,
Branntweinbrenner zu ſein, damit er ſein Leben friſten könne,
wie dies vor 100 Jahren noch in Lippſtadt der Fall war,
wenn man einem Lehrer auch nicht mehr das Anſinnen ſtellt,
ſich durch Torfſtich einen Nebenverdienſt zu erwerben, was um
1840 noch in Hannover geſchehen durſte, wenn man einem
Lehrer auch nicht mehr wie vor 150 Jahren in Allendorf bei
Gießen das Recht einräumt, in der ganzen Umgegend vetteln
zu gehen, und wenn es ſchließlich wohl nicht mehr vorkommt,
daß ein Lehrer ſeine Schulſtelle mit der eines Nachtwächters
vertauſcht, weil dieſe einträglicher iſt ſo bleibt doch immer-
hin noch genug an Entbehrung, Bedrängnis, Not und Armut
übrig, um es zu rechtfertigen, wenn man von Proleta-
riern im Schulrocke ſpricht. Man braucht ſich zum Be
weiſe dafür keineswegs auf jenen Arzt in Schleſien zu be-
rufen, der auf den Totenſchein eines mit 570 Mk. Jahres-
gehalt beſoldet geweſenen Lehrers ſchrieb: „Verhungert“, auch
nicht auf den famoſen Fall in Tilſit, wo für Wartung und
Pflege des Poſtpferdes 725 Mk., an Gehalt für einen Lehrer
aber nur 540 Mk. ausgeworfen wurden. Von der Tribüne
des preußiſchen Herrenhauſes herab hat 1895 kein Geringerer
als der damalige preußiſche Kultusminiſter Boſſe in der Be-
gründung zu dem Entwurfe des Lehrer-Beſoldungsgeſetzes er-
klärt, daß es in Preußen noch 400 bis 500 Schulſtellen gebe,
die nicht höher als mit 540 Mk. dotiert ſeien, und wörtlich
fügte er hinzu: „Durch Zufall bin ich in die Lage gekommen,
den Etat eines jungen, ſehr verſtändigen, fvarſamen Lehrers
zu ſehen; bei dem ergab es ſich, daß der Mann nicht in der
Lage war, ſich ſeinen zerriſſenen Rock durch einen neuen zu
erſetzen.“

Dieſe ſkandalöſen Beſoldungs verhältniſſe haben bis heute

noch keine weſentliche Abänderung zumBeſſeren erfahren; die geſetzgebenden Körperſchaften Preu-
ßens das Herrenhaus genannte Petrefakten-Muſeum und die
konſervativ-agrariſch ultramontane Junker-, Pfaffen- und Land-
ratskammer empfinden keine Scham angeſichts der Tatſache,
daß ein großer Teil der preußiſchen Lehrer auf ein Exi-
ſten z-Minimum von 720 Mark im Jahr geſett iſt,
720 Mk., die häufig genug noch nicht einmal in barem Gelde,
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ſondern zum Teil in Naturalien geleiſtet werden. Mit einer geſchloſſen ſind: Amt eines Stadtverordneten (mit Aus-
an Frivolität grenzenden Mißachtung der berechtigten Forde-
rungen der Lehrerſchaft erklärte ein Vertreter der Junkermehr-
heit 1897 im Abgeordnetenhauſe, „daß die Lehrer ſich ander-
weitiger Vorteile zu erfreuen hätten und durch die ihnen regel-
mäßig gebotene Gelegenheit zur Erteilung von Privat-Unter-
richt uſw. ſich Nebeneinnahmen verſchaffen könnien.“
Ob die „anderweitigen Vor'eile“ darin be“leen ſollen, a e
Landlehrer wie es in Mecklenburg, Pommern und Oſtpreu-
ßen vielfach geſchieht dem Junker bei der Ferreneuug,
der Kartoffelernte, der Jagd, der Pferdemuſterung uſw. behilſ-
lich ſein können, wurde des näheren nicht ausgeführt, Tatſache
aber iſt, daß der ſogen. Nebenverdienſt bei Bemeſſung des Ge-
haltes der Lehrer mit in Rechnung geſetzt wurde.

Dies kennzeichnet die Einſchätzung, die der Lehrerarbeit in
jenen Kreiſen zu teil wird: Männer, die im Dienſte eines der
ſchwierigſten und verantwortungsreichſten Berufe ſtehen, ſollen
noch Zeit genug zu Nebenbeſchäftigungen finden, weil eine
kurzſichtige, rückſtändige Geſetzgebung es ſertig bringt, ihnen für
ihre Berufsarveit jammervolle Löhne zu zahlen.

Unter Nebenbeſchäftigung iſt nach einer Verſügung der Re-
gierung zu Schleswig „jede außerhalb des amtlichen
Berufes liegende, gegen Entſchädigung dauernd übernom-
mene Beſchäftigung“ zu verſtehen Da infolge der bereits
ſkizzierten traurigen Gehalts verhältniſſe eine große Anzahl der
verſchiedenartigſten Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen von
Volksſchullehrern ausgeübt wird, hat ſich der Kreisſchul Jn-
ſpektor Körnig in Hagen i. W. veranlaßt gefühlt, die
ganze Frage in einer Broſchüre zu behandeln und nach
allen Seiten hin zu beleuchten. Das Schriftchen ſoll nicht
allein eine gründliche Einführung in die für die Neben Be-
ſchäftigungen der Volksſchullehrer geltenden geſetzlichen Beſtim
mungen, auch teine bloße Aufzählung der Formen und Arten
dieſer Aemter und Beſchäftigungen ſein, ſondern ſoll nament-
lich, wie der Untertitel beſagt, einen Beitrag zur ſo
zialen Stellung der Volksſchullehrer“ bil-
den. Demgemäß behandelt der Verfaſſer nacheinander folgende
Kapitel: Zunächſt die Rechtslage, in der er die geſetz
liche Regelung der Nebenbeſchäftigung durch die Kabinetts-
ordre von 1839 und die Zuſtändigkeit für die Erteilung der
Genehmigung unterſucht, ſodann die Beſtimmungen über die
Einholung und die Grundſätze für die Erteilung der
Genehmigung hierauf führt er die Nebenämter
auf, von denen die Lehrer durch geſetzliche Vorſchrift aus

e Nebenämter und Nebenbeſchäf-
tigungen der Volksſchullehrer und Volks-
ſchullehrerinnen Preußens. Von Dr. FranzK z h n Verlag der Dürrſchen Buchhandlung, Leipzig.
Preis 1 Mk.

Di

Einkommens nicht verluſtig gehen.

daß ſie den Landlehrern „ohne Einholung einer

nahme der Provinz Hannover), eines Magiſtratsmitgliedes,
eines Gemeindevorſtehers, eines Kreis-Ausſchußmitgliedes, eines

Schöffen, Geſchworenen und Mitgliedes des Waldſchutzgerichts.
Keiner Genehmigung bedarf der Lehrer für das
Amt eines Kreis-, Land oder Reichstagsabgeordneten, Kir-
chenAelteſten oder Kirchenvorſtehers. Weiter darf die Be
wirtſchaftung der Dienſtgrundſtücke ohne be-
ſondere Genehmigung erfolgen, eine Ausnahme, die für die
wirtſchaftliche Lage der Lehrer nicht ohne Bedeutung iſt.

Nach 8 20 des Leyrerbeſoldungsgeſetzes vom 3. März 1897
wird dem Lehrer der Ertrag der Land nutzung auf
das Grundgehalt in Anrechnung gebracht er muß
das Dienſtland beſtellen, will er des daraus ſich ergebenden

Der Schulvorſtand iſt ſo
gar berechtigt, ihn zur Vornahme der Ackerbeſtellung aufzu
fordern und falls dies erfolglos iſt den Acker auf des
Lehrers Koſten beſtellen zu laſſen. Als Landwirt macht der
Lehrer in der Regel trübe Erfahrungen, da ihm meiſt ſowohl
die land wirtſchaftlichen Kenntniſſe als auch Wirtſchafts-Geräte
und Arbeitskräfte fehlen. Dies geſtehen ſelbſt die Ausführungs
Beſtimmungen zum Beſoldungsgeſetz zu, trotzdem hat man es
nicht für billig und zweckmäßig erachtet, die Erträge der VDienſt-
ländereien durch entſprechende Erhöhungen des Grundgehaltes
abzulöſen.

Glaubt ein Landlehrer durch das Betreiben vvn Ackerbau
einen Vorteil zu erzielen und will er neben ſeinem Dienſt-
lande noch andere Ackerflächen bewirtſchaften, um dadurch ſein
geringes Einkommen etwas aufzubeſſern flugs iſt die Regie-
rung zur Stelle und ſchiebt ſeinem Vorhaben einen Riegel vor.

Die ſchlechte wirtſchaftliche Lage hat die Lehrer häufig ver-
anlaßt, in Ermangelung erwachſener Arbeitskräfte ſogar
Schulkinder bei der Beſtellung der Schul
ländereien zur Arbeitshilfe heranzuzie-hen. Dem iſt jetzt jedoch erfreulicherweiſe durch einen Erlaß
von 1900 wenigſtens etwas vorgebeugt worden, wenn es auch
„in Ausnahmefällen“ noch immer „zuläſſig“ iſt, daß der Leh-
rer eine „dringende Haus- oder Feldarbeit in ortsüblicher
Weiſe und gegen Gewährung des ortsüblichen Arbeitslohnes
in ſchulfreier Zeit“ von Kindern beſorgen läßt. Die Erzieher
der Jugend als Nutznießer kindlicher Arbeits-
kraft Preußen iſt wirklich ein Kulturſtaat erſten Ranges!

Das zeigt ſich auch darin, daß die Regierung ſelbſt auf dem
von ihr gehätſchelten und mit Privilegien, Liebesgaben uſw.
überſchütteten Gebiete der Landwirtſchaft für wirkliche Kultur-
aufgaben nur wenig oder gar nichts übrig hat. Um Obſt-
kultur und Bienenzucht könnte es in Preußen un-
endlich beſſer beſtellt ſein, wenn ſich die Regierung deren Pflege
und Förderung angelegen ſein ließe. Sie begnügt ſich damit,

beſonderen

Das Vergeſſen?
ElſaßLothringen 18771900.

Roman von Theodore Cahu und Louis Foreſt.
Deutſch von Suzanne Braeutigam-Romane.

Der Gedanke, daß ihre Eltern ſie zu verheiraten ſuchten,
ließ Luiſe nicht zur Ruhe kommen. Sie lebte in beſtändiger
Angſt. Das plötzliche Erſcheinen dieſes erſten Heiratskandi-
daten hatte ſie energiſcher, tatkräftiger werden laſſen. Sie halte
daraus geſehen, was ſie zu fürchten Hatte, jedoch auch gerade
aus dieſer Tatſache neue Kraft zum Widerſtand geſchöpft.

err Vernois hatte keinen Erfolg gehabt. Stockmann aber
verkor nicht ſo leicht den Mut.

„Ein anderer wird unſerer Tochter beſſer
Stockmann zu ſeiner Frau.

Und er zog Erkundigungen über die heiratsfähigen jungen
Männer ein.

Nach einigen zwiſchen ihren Eltern
konnte Luiſe ſicher ſein, daß man ihr bald einen neuen, um
ihre Hand werbenden Kandidaten vorſtellen würde. Dieſer
ſo dachte ſie, wird durch die Hoffnung auf meine hübſche Mit-
gift angelockt werden, und vielleicht nicht ſo viel Ehrgefühl und
Gewiſſenhaftigkeit wie der Pariſer beſitzen.

Die Zukunſt erſchien ihr ſchwer und finſter. Sie ſah
manchen Kanipf voraus, denn ſie war feſt entſchloſſen, jeden
neuen Heiratsvorſchlag ſofort, ohne weitere Ueberlegung, ab-
zuweiſen.

Sie fing ſogar davon an, und erinnerte ihre Mutter an denBeſuch des n Pariſers, indem ſie zu Kern Ich d
ill noch nicht von Euch gehen, Mutter inmil Du irheceh t Jch habe noch Zeit genug, daß ich

re War Liebling, wenn wir Dir nun einen Mann vor
ſtellen, der Dir gefällt

„Er wird mir nicht gefallen.
ſt mi on für Herrn Vernois die gleiche Antworte Du ihn kannteſt Den t Du an

gefallen,“ ſagte

ewechſelten Worten

2 t. werden
30 (Nachdruck verboten.)
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Zaudern nur kurz.Mann niemals zugeben, daß ihre Tochter einen Deutſchen

heiratemilie!
„Nein, Mutter, ich denke an niemand gewiß nicht.“
Frau Stockmann drängte nicht weiter, ſo natürlich erſchien

ihr der Ton ihrer Tochter, und Luiſe fuhr fort, ihr Hirn zu
zermartern, ſich im Entwerfen von unmöglichen Plänen zu
erſchöpfen.

Durch die große Kälte waren die Spaziergänge nach der
Eſplanade notwendigerweiſe unterblieben. Seit mehr als
vierzehn Tagen hatte Luiſe den Offizier nicht wiedergeſehen.
Sie fürchtete, vergeſſen zu ſein. Dieſer Gedanke veſtärkte ſie
in einem ſchon oſt gefaßten Entſchluß, deſſen Tollkühnheit ſie
bisher erſchreckt hatte, den auszuführen ſie ſich jetzt aber ent-
ſchied. Auf irgend eine Weiſe mußte ſie ſich aus ihrer Un-
rüuhe und Bekümmernis retten.

Sie wollte an Fritz ſchreiben.
Schon damals nach ihrem Unfall auf dem Eiſe hatte ſie da

ran gedacht, den Fehler ihres Vaters wieder gut zu machen;
on damals wollte ſie ſelbſt ihrem Retter danken, ihm einige
Worte der Erkennlichkeit ſenden. Die Krankheit des Offiziers,
ſein Weggang von Metz hatten dieſen verfänglichen Schritt
verhindert.

Jetzt kam Luiſe auf dieſen früheren Gedanken zurück.
Aber nach ſo manchem vielſagenden Blicke, nach ſo vielen be
deutungsvollen Zeichen, nach ſo ungezählten kleinen Geſcheh-
niſſen wurde der geplante Brief zu einein ganz anderen Er
eignis. Früher wäre eine ſolche Kühnheit leicht erklärlich ge
weſen: der ſchriftliche Ausdruck mußte für einen ganz ſelbſtver
ſtändlichen Weg erklärt werden, die berechtigten Gefühle der
Dankbarkeit zu übermitteln, da Stockmanns Haß gegen die
Deutſchen ein freies Ausſprechen verhinderte. Jeht war kein
vernünftiger Grund zu einem Briefe vorhanden, der im Gegen-teil nur für die Zu unft verpflichten konnte

Gerade dies verlockte aber eigentlich Luiſe. Sie entſchloß
ſich ſogar, einen höchſt gefährlichen Schritt zn wagen: ſie

Sage es mir. Dein Vater und ich, Du wollte Fritz ſchreiben, um ihm ihren Beſu
wollte den nahe bevorſtehenden Jahrestag ihrer Rettung be-

T
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enlſic zur Unteriühang der Streikenden gebrangſt.

zu melden, ſie

nützen, um Fritz im geheimen ihre dankbare Erinnerung aus-
zufprechen.

Eines Abends zog ſie ſich gleich nach dem Eſſen unter
dem Vorwand einer Migräne in ihr Zimmer zurück. Ehe ſie
ſich an ihren Schreibtiſch ſetzte, legte ſie noch ein Holzſcheit
in den Kachelofen, zündete eine kleine, kupferne Lampe an,
breitete ein großes, weißes Blatt Papier auf der Schreib-
mappe aus und ſteckte eine neue Feder in ihren Federhalter.
Dann ſetzte ſie ſich und träumte lange, eingewiegt vom Sum-
men und Kniſtern des Feuers. Als ſie genügend überlegt
und nachgedacht hatte, neigte ſie ſich über ihren Briefbogen,
ſchrieb einige Worte, zerriß dann, was ſie eben geſchrieben
ſchrieb wieſer und zerriß abermals die Sätze, die ihr nicht
gefielen. Dann nahm ſie den weißen Lampenſchirm weg, er-
ſetzte ihn durch einen andern, und, als wecke das roſige Licht
eine beſſere Eingerumg, füllte ſie zwei Seiten, ohne beinahe
ein Wort zu verbeſſern.

Als der Brief fertig war, überlas ſie ihn nochmals
„Metz, den 23. Januar.

„Mein Herr!
„Wenn ich Jhnen vegegne, empfinde ich einen wahren

Kummer, Jhnen nicht zulächeln zu können, Jhrem Blicke
nur durch einſtudierte Bewegungen antworten zu dürfen,
bei denen es eine wahre Strafe p. mich bedeutet, daß ich
nicht aufrichtg ſein darf, und daß ich mich gleichſam durch
die Scham der Lüge erniedrige. Deshalb möchte ich Jhnen
einmal nur offen ſagen, was ich denke, um endlich meiner
Verpflichtung gegen Sie nachzukommen. Denn ich teile
nicht, glauben Sie es, die feindlichen Gefühle meiner Eltern,
beſonders die meines Vaters. Jch betrachte es als eine
Pflicht, ſeine Undankbarkeit gegen Sie gut zu machen, denn,
um mir das Leben zu retten, ſind Sie dem Tode nahe gekommen. Seitdem ich in Metz wohne, betrübt mich b

Gedanke jedesmal, wenn Sie mich en. Jch habe viel
nachgedacht. Jch finde nur ein Mittel, Jhnen all meine
Dankbarkeit auszudrücken: ich werde für Sie eben ſo viel
wagen, als Sie für mich taten. Dienstag um vier Uhr
werde ich an Jhrer Türe läuten, um Jhnen zu beweiſen,



Genehmigung das Betrelben der Obſt- und Bienenzucht geſtattet ad Wogen empfiehlt. Die Lehrer ſollen ſich „dieſen Be

ſchäftigungen mit Eifer hingeben, um bei ihren Schülern Sinn
zind Jntereſſe für die Obſtbaumzucht zu erwecken und die Ge-
meinden zur Nacheiferung anzuregen.“

Sehr ſchön und gut; aber größere Erfolge würden zweifel
Ios erzielt, wenn man den Obſtbau den Landwirten und
Gärtnern überließe, Gelder zur Anlegung von Baumkulturen
uſw. bewilligte, die Lehrer gegen entſprechende Vergütung r
Abhaltung beſonderer Unterrichtskurſe heranzöge, land undgartenwirtſchaſtliche Bibliotheken einrichtete, kurzum: nach däni-

ſchem Vorbilde den Obſt-, Garten und Feldbau förderte. Doch
von dieſen „kleinen Mitteln“ wollen weder Junkertum noch
Regierung etwas wiſſen; mit Zuckerzöllen und Liebesgaben
verdienen die „Notleidenden“ leichter und bequemer das Zehn-
ſache.

Schriftſtelleriſche, wiſſenſchaftliche und
künſtleriſche Arbeiten dürſen Lehrer ohne beſondere
Erlaubnis anfertigen, vorausgeſetzt, daß es ſich nicht um eine
dauernde und gegen Entgelt ausgeübte Tätigkeit handelt. Will
ſich ein Lehrer durch regelmäßige Abfaſſung von Berichten
für Zeitungen ein paar Groſchen nebenbei verdienen,
ſelbſtredend in ſeinen Mußeſtunden, ſo muß er vorher unter-
tänigſt um Erlaubnis bitten. Ebenſo, wenn er eine Zeit
ſchrift oder Zeitung, ein Flugblatt oder dergl.
verlegt, herausgibt oder als verantwortlicher Redakteur zeich
net. Für die von Lehrern vielfach beſorgte Abfaſſung von
Eingaben an Behörden gegen Bezahlung die
Regierung von Hannover nennt ſie „Arbeiten, welche an die
Advokatur ſtreifen“ wird die Erlausvnis nie erteilt. Da-
gegen wird auf Nachſuchen erlaubt: die Erteilung von Nach-
hilfe- und Muſikſtunden, die Ausbildung
von Präparanden (wozu noch Unterſtützungen gewährt
werden), die Erteilung von Religionsunterricht an
Kinder konfeſſioneller Minderheiten und von ſonſtigem
Unterricht in Privat- und Fortbildungs-
chulen, die Leitung von Jugendſpielen, die Ab-8 von Kurſen für Knabenhandarbetrt,

Stenographie und Sprachheilung, der Or-
ganiſten-Dienſt, die Leitung von Geſangver-
einen.

Bedenklich erſcheint die Beſchäftigung als Kaſſenrendanten,
Standesbeamte, Poſtagenten, Gemeindeſchreiber und Amtsſekre-
täre, die Harniſch „den größten Schulkrebs“ genannt hat, da-
gegen hält das Landratsamt in Elbing die Tätigkeit eines
Fleiſchbeſchauers mit der des Lehrers vereinbar.

Die von der Lehrerſchaft angeſtrebte, und auch in verſchie-
denen Miniſterial-Erlafſen gewünſchte Trennung der
Schulſtellen vom niederen Küſterdienſt, der
der geſellſchaftlichen Stellung des Volksſchullehrerſtandes in
keiner Weiſe entſpricht und die Lehrer zu Domeſtiken der Kirche
und der Geiſtlichkeit degradiert, iſt bei weitem noch nicht allent-
halben durchgeführt.

Zu was für Nebenbeſchäftigungen die Schulproleten ſonſt noch
von bitterer Daſeinsnot zum Erwerb gedrängt ihre Zu

flucht genommen haben, um ihren knappen Etat einigermaßen
aufzubeſſern, läßt ſich aus zahlreichen Verordnungen und Ver-
boten erkennen. So werden in einem ſchleſiſchen Schutregle-
ment dem Lehrer „alle und jede Gewerbe nachdrücklich ver-
boien, beſonders der Bier- und Branntweinſchank,
das Handeln und Muſikmachen in Wirts-
häuſern und bei Hochzeiten.“ Eine Anzahl Erlaſſe und
Verfügungen unterſagt die Uebernahme von Agenturen für
Verſicherungen, das Geſchäft eines Auktionators, die Aus-
übung homöopathiſcher und ſonſtiger mediziniſcher Kuren und
die Abgabe und den Vertriek von Heilmitteln. Für die Ver-
mittelung von Verkäufen verlangt die Regierung in Lüneburg
ausdrückliches Nachſuchen um Genehmigung, dagegen iſt der
Zwiſchenhandel mit Lernmitteln, „wo die Kinder wirklich auf
anderem Wege nicht zu den Lernmitteln gelangen können“,
nach einem Miniſterialerlaß von 1894 ſtatthaft. Jm Schächter-
dienſt israelitiſcher Lehrer erblickt die Lehrerſchaft eine „Er-
niedrigung und Demütigung des ganzen Standes“; geſetzliche
Beſtimmungen liegen darüber nicht vor.

Die Körnigſche Broſchüre iſt was das darin zuſammen-
getragene Material anlangt eine ſehr gründliche und ge-
wiſſenhafte Arbeit, aber keine Tendenz- oder Streitſchrift. Das
will ſie auch nicht ſein, und wäre von einem königlichen
Kreisſchulinſpektor wohl auch kaum zu erwarten. Deshalb
ſehlt dem Schriftchen ein beſonderer Ausdruck deſſen, was ſich
aus dem Jnhalte für den nachdenklichen Leſer ergeben muß:
die nächſte Forderung, daß dem Volksſchullehrer,
wie jedem Beamten, alle Nebenarkbeit gegen
Entgelt verboten werde, und die weitere Forder-
ung; daß der Volksſchullehrer durch Gewährungaus-
reichender, ſeinem Bildungsgrade und
ſeiner Arbeitsleiſtung entſprechender Be-
ſoldung in den Stand geſetzt werde, auf
Nebenerwerb verzichten zu können.

Die Lehr- und Erziehungstätigkeit erfordert ganze und friſche
Manneskraft. Die Mußeſtunden ſollen Erholungspauſen ſein,
in denen Körper und Geiſt des Lehrers ſich ausruhen und
verjüngen ſollen. Jede Nebenbeſchäftigung während der Maße-
ſtunden macht die Erfüllung dieſes Zweckes illuſoriſch zum
Nachteil der Lehrer und der Schüler. Jſt zum Geſchäfte der
Erziehung ſchon ein Schulproletarier untauglich, der mit Sor-
gen und materiellen Bedrängniſſen unausgeſetzt kämpfen und
ringen muß, ſo erſt recht ein ſolcher, der obendrein noch ſeine
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uf aufs Spiel ſetze, wenn ich auch G
daß ich mich dankbar erinnere, wenn ich auch meinen
meiner Angehörigen auf mich zu laden. Bei der Wiederkehr
dieſes Tages, an dem Sie ſich für mich der größten Gefahr
ausgeſetzt haben, will ich Jhnen die Hand drücken und
Jhnen Dank ſagen.

Luiſe Stockmann.“

Nachdem Luiſe geleſen hatte, überlegte ſie noch. Einige Sätze
fand ſie zur unverblümt, andere zu unbeſtimmt, ſie wollte nicht,
daß Fritz glaube, es ſei ein Liebesbrief. Jn ihrer Scham
bemühte ſie ſich, ſelber nicht daran zu glauben, ſich ſelbſt zu
täuſchen, ihre wahren Gefühle zu z w ergen nur daran feſt-
zuhalten, daß ein Gerechtigkeitsgefühl, die Empörung gegen
die väterliche Undankbarkeit, ſie zu dieſem gewagten Schritte
nötigten.

Sie ſtrich einige Wörter durch, fügte andere hinzu. Sie ver-beſſerte manches, dann ſetzte ſie de wieder die erſten Worte

in, da ſie nichts Beſſeres finden konnte. Schließlich, nach
angem Arbeiten und geduldigem Suchen nach beſſerer Aus-
drucksweiſe kam ſie wieder vollſtändig auf die erſte Faſſung
ihres Briefes zurück, ſo wie ſie zuerſt geſchrieben hatte.
Dann ſitt ſie das Blatt, ſteckte es in einen Briefum-
ſchlag und ſchrieb die Adreſſe:

Herrn Fritz von Abdlerskraft
Leutnant im 33. Dragonerregiment,

Kammervplatz 14,
Hier.

Fortſetzung folgt.

Kräfte ſpaltet und ſplittert, um zum mageren Biſſen Fleiſch
noch eine magere Brühe hinzuverdienen zu können.

Was man den Lehrern tut, iſt der Jugend getan. Wer
ein lebenskräſtiges, tatenfrohes, geſundes, freies Geſchlecht er
ogen haben will, der ſorge, daß keine verkümmerten Hunger-

der keine Sauert pfe und Schwächlinge, keine adpebegte
Tagelöhner und daſeinsmüden Proleten Ergieher un
bilder unſerer Jugend ſeien.

Die Sage in Rußland.
ur ſpärlich ſind die Nachrichten, die heute aus Rußland

Es herrſcht eben „Ruhe“ und „Ordnung“,
das heißt vorläufig triumphiert die Knute und der Sä el.
Aber unter der ſcheinbar „ruhigen“ Oberfläche wogt und gärt
es, und die Zeit wird nicht fern ſein, wo die Empörung des
Volkes mit Elementargewalt hervorbrechen und den blutbefl eckten
Abſolutismus hinwegfegen wird. Neben der polizeilichen
Gewaltherrſchaft führt dann die Zarenregierung luſtig ihr
Komödienſpiel weiter, projektiert Reformen, läßt Entwürfe zu
Arbeitergeſetzen ausarbeiten und denkt in Wirklichkeit nicht
daran, die gerechten Forderungen des Volkes zu erfüllen.

Ein Drohbrief an den Zaren? Aus Petersburg wird
offiziös gemeldet: Der Kaiſer fand in dem Arbeitszimmer
ſeines Palais in Zarskoje Sſelo einen in franzöſiſcher Sprache
abgefaßten Brief, worin mitgeteilt wird, daß zwölf Mann ent
ſchloſſen ſeien, den Kaiſer wegen der Vorgänge am 22. Januar
zu töten. Es wurden ſofort umfaſſende Vorkehrungen gegen
einen etwaigen Anſchlag getroffen.

Die Exkommunikation des Prieſters Gapon ſeitens des
heiligen Synods ruft eine hiſtoriſche Reminiſzenz wach, wonach
durch dieſelbe Jnſtanz im Jahre 1806 am Tage nach der
Schlacht bei Auſterlitz auch kein Geringerer als Napoleon I.
exkommuniziert worden iſt!! Wie Napoleon trotzdem noch viele

anz Europa revolutioniert hat, wird hoffentlich auch
apon durch den ſynodalen Bannſtrahl nicht gehindert werden,

noch recht lange im Dienſte ſeines geknechteten Vaterlandes
u wirken.

Ueber den Aufenthaltsort Gapons iſt auch jetzt noch nichts
Genaueres bekannt.

Ein Attentat in Helſingfors (Finnland). Am Sonntag
verübte ein Mann in Offiziersuniform ein Revolverattentat
auf den Senatsprokurator Johnsſon in deſſen Wohnung.
Johnsſon war augenblicklich tot, auch ſein Sohn iſt verwundet.
Der Attentäter gibt an, Alexander Gadd zu heißen.

Jn Warſchan haben die Arbeiter die Arbeit noch nicht auf
genommen, auch die Bäcker ſind in den Ausſtand getreten.

Jn Lodz haben eine Anzahl Arbeiter der Fabrik Geiner die
Arbeit wieder aufgenommen, ohne daß die Ausſtändigen ihnen
Widerſtand bereiteten. Bei einem Zuſammenſtoß zwiſchen
Koſaken und Arbeitern wurden ein Koſak und ein Arbeiter ge
tötet. Fünfzehn Arbeiter wurden verletzt.

Ein Polizeiſpitzel? Ein Streikführer wurde beim Ver
teilen von Proklamationen ertappt und verhaftet. Er machte
dem Gouverneur ſolche Angaben, daß die Verhaftung von
30 Führern ermöglicht wurde. Einer der Verhafteten war ein
für Mukden beſtimmter Reſervearzt. Er befand ſich beim Ver-
teilen der Proklamation in Uniform.

Aus dem ruſſiſch- polniſchen Grenzgebiete. Jn Sosno-
wice iſt ſeit Sonnabend der Betrieb der Weichſelbahn auf der
Linie Sosnowice-Olkuſch infolge des Ausſtandes der Eiſenbahn
arbeiter auf der Station Strſhemenſchizy und Beſchädigung
des Weges eingeſtellt. Auf eine Forderung der Ausſtändigen
hin wurde in der Realſchule ſeit Mittwoch und in der Handels
ſchule ſeit Freitag der Unterricht eingeſtellt. Am Montag rückten
1500 Mann Truppen mit 2 Generalen in der Stadt ein. Nach-
mittags wurde der Belagerungszuſtand verhängt. Der
Polizeiminiſter wurde ſeines Amtes enthoben. Man ſchätzt die
Zahl der im Bezirk unmittelbar an der Grenze Preußens ver-
ſammelten bewaffneten Arbeiter auf mindeſtens 5000. Zu den
unter freiem Himmel abgehaltenen Volksverſammlungen ſtrömen
aus der Umgebung ſicherlich noch 30000 zuſammen. Die letzte
der ruſſiſchen Kohlengruben, die noch arbeitete, Czelads, hart
an der Grenze, iſt von den Streikenden lahmgelegt worden.
Das preußiſche Eiſenbahnperſonal verläßt den Bahnhof Sosno-
wice nicht, da es Angriffe befürchtet.

Ueber die Beziehungen zwiſchen den preußiſchen und
ruſſiſchen Grenzbehörden meldet der Berl. Lok.-Anz.: Gen-
darmerieoberſt v. Puttkamer aus Breslau hat bei einer Jn-
ſpektion des Wachtſchutzes, der über den Grenzfluß Brilnitza
führenden preußiſchen Eiſenbahnbrücke eine Unterredung mit
den Offizieren der ruſſiſchen Wachtkommandos gehabt. Die
deutſchen und die ruſſiſchen Grenzbehörden ſtehen angeſichts
der Unruhen an der Grenze in dauerndem, engem Ein-
vernehmen. Es herrſcht Uebereinſtimmung darüber, daß die
längſt der Landesgrenze ſtehende ſehr ſtarke Grenzwache das
unbefugte Ueberſchreiten der Grenze nach Deutſchland mit aller
Energie verhindern wird. Diesſeits dürften möglicherweiſe
Vermehrungen der Gendarmeriepoſten an der Grenze eintreten.
Die Heranziehung von Militär bleibt bis zum äufzerſten Falle
ausgeſchloſſen.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 7. Februar 1905.

Der Reichstag
erledigte am Montag debattelos in dritter Leſung den Nach
trag setat für Reich und Schutzgebiete, der gegen die Stimmen
der Sozialdemokraten angenommen wurde, und wandte ſich als-
dann der freiſinnigen Interpellation über die in Preußen
geplanten Schiffahrtsab gaben zu. Der gut unterrichtete
Vertreter des Berliner Großhändlertums, Kämpf von der
Freiſinnigen Volkspartei, wies klipp und klar nach, daß die ge
planten Abgaben mit dem deutlichen Wortlaut der Reichsver-
faſſung in Widerſpruch ſtehen. Der Anſicht war auch noch im
Dezember 1903 der Reichskanzler inzwiſchen ſcheint er mit der
Gewandtheit, die in Preußen Deutſchland die Staatsmänner
macht, ſeine Anſichten gewandelt zu haben. Mindeſtens erklärte
ſein Stellvertreter Graf Poſadowksy: die preußiſche Regie-
rung beabſichtigt keine verfaſſungswidrigen Abgaben, denn die
Abgaben, die ſie beabſichtigt, ſind nicht verfaſſungswidrig. Auf
den ſpringenden Punkt, die Frage, ob kanaliſierte Flüſſe natür-
liche oder künſtliche Waſſerſtraßen ſind, ging Graf Poſadowsky
gar nicht ein, ſondern entfernte ſich nach ſeiner ebenſo kurzen
wie undeutlichen Erklärung aus dem Saale, um, wie der Präſi-
dent nachher mitteilte, an einer wichtigen Konferenz teilzu
nehmen.

An der Beſprechung der Jnterpellation beteiligten ſich von
unſerer Seite die Genoſſen Dr. David und Dreesbach,
die als Vertreter der großen oberrheiniſchen Handelsſtädte
Mainz und Mannheim gegen die geplante Einführung der
Schiffahrtsabgaben Proteſt erhoben. Doch nicht nur der
Handel, nicht nur die Schifffahrt werden durch dieſe neue agra

riſche Teufelei gefährdet und beeinträchtigt: es werden durch
ſie, wie unſere Genoſſen mit großer Schärfe hervorhoben, neue
Zollzuſchläge zu den erhöhten Getreidezöllen erhoben es
handelt ſich um eine Fortſetzung der Brotwucherpolitik, um
eine Verlängerung der Zöllnerei. Scharf und treffend waren
auch die Ausführungen des Freiſinnigen Gothein, die nur
durch ihre allzu behagliche Breite beeinträchtigt wurden. Die
Nationalliberalen waren natürlich wieder einmal geteilter
Meinung Dr. Beumer hält die Schiffahrtsabgaben für
verfaſſungswidrig, Baurat Wallbrecht iſt der entgegen

ſetzten Meinung. Der Zentrums -Oſel und der Anti-
emit Lattmann ſangen Jubelhymnen auf die Schiffahrtsabgaben, in die Graf S7mburg. Strun (konſ.) mit etwas

mehr Zurückhaltung einſtimmte.

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde geſtern die Generaldebatte
über die Kanalvorlage zu Ende geführt. Schleppmonopol
und Schiffahrtsabgaben wurden mit dem Amendement
v. Pappenheim, wonach die Erhebung von Schiffahrte-
abgaben ſpäteſtens mit Jnbetriebſetzung des Kanals erfolgen
muß, angenommen. Der Antrag v. Heydebrand, welcher
dieſe Erhebung von Schiffahrtsabgaben ſchon eingeführt wiſſen
wollte, bevor der erſte Spatenſtich zum Kanal erfolgt, wurde
abgelehnt. Die Debatte bot nichts Bemerkenswertes. Der
bündleriſche Abg. Dr. Hahn hielt eine wütende Philippika
gen die ganze Vorlage, und der Finanzminiſter v. Rhein

aben nahm ſich die Mühe einer Widerlegung. Freilich tat er
das in einem ſo geringſchätzigen Tone gegenüber der Perſönlich-
keit des Dr. Hahn, daß es faſt ſchien, als wolle die Regierung
wieder einmal etwas mehr von den Führern des Bundes der
abrücken. Auch der Präſident v. Kröcher erweckte durch die
Art, wie er Herrn Hahn behandelte, als dieſer in einer perſön
lichen Bemerkung ſich gegen den von nationalliberaler Seite
erhobenen Vorwurf des Mangels an Königstreue verteidigte,
den Anſchein, als wenn er einen Strich zwiſchen der konſer-
vativen Partei und dem extremen Bündlertum ziehen wollte.
Die Junker haben ja die Liebesgaben der neuen Handelsver-
träge in der Taſche und können die Bündlerführer, die ihnen
Hausknechtsdienſte geleiſtet haben, jetzt ſchlecht behandeln. en
falls waren die Szenen, die geſtern im Abgeordnetenhauſe mit
Herrn Dr. Hahn aufgeführt wurden, recht ergöglich.

Jm letzten Teile der Sitzung wurde noch die Debatte über
die 88 1 und 2, welche die Linienführung des Rhein-Hannover-
Kanals und die Beitragsleiſtungen der Intereſſenten behandeln,
in Angriff er Zu einer Abſtimmung kam es noch
nicht. Die Weiterberatung wurde auf Dienstag vertagt.

Freiſinnige Turnübungen.

Der freiſinnige Magiſtrat der i re
Stadt Berlin hat an Wilhelm II. anläßlich ſeines Geburts
tags ein Schreiben gerichtet, das ſelbſt die Geburtstagsgedichte
der Kreuzzeitung an byzantiniſcher Geſinnung um ein Erkleck-
liches übertrifft. Das fängt ſo an:

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſer und König!
Allergnädigſter Kaiſer, König und Herr! Eurer kaiſerlichen
und königlichen Majeſtät ſprechen wir an dem heutigen Feſt
tage der unſere Herzen mit Freude, Dank und Hoffnung er
füllt, unſeren ehrfurchtsvollen Glückwunſch aus. Eure Majeſtät
vollenden ein glücklich verlaufenes Lebensjahr, in dem das
deutſche Volk wie in allen früheren Jahren ſichtbar erfahren
hat, daß es Eurer Majeſtät gegeben iſt, mit beſter Einſichtund bewunderungswürdiger Edaffenskraft die Aufgaben
unſerer Zeit zu erfaſſen, ſie mit ſchöpferiſchen Jdeen zu durch-
dringen und ihre Löſung in die rechten Bahnen zu weiſen.

Wir beſchränken uns im folgenden auf die Wiedergabe
einiger Stichworte:

danken Eure Majeſtät nie raſtende Sorge ſtarkerWille Wohl des Reiches unermüdliche Arbeit väter
liche Fürſorge alles Gute tatkräftig unterſtützt vor allem
auch der Hauptſtadt gnädigen Schutz und reiche Huld edle
Beſtrebungen geliebter Herrſcher Mehrung des Glücks
Eure Majeſtät unwandelbare Treue allerhöchſte Huld
gnädigſt bitten Gott Eure Majeſtät Heil und
Segen Neuer Srfelt und Ruhm Neuer Dom T
ſorge Eurer Majeſtät für das ſittliche und religiöſe Wohl
des Volkes kaiſerlicher Bauherr Freude Friede
naſg tronpriuzüiches Paar Lebens ſchönſte Feier freudig
begrüßt.

Die bürgerlich- demokratiſche Berl. Volksztg. bemerkt zu dieſer
freiſinnigen Kundgebung:
Muß denn noch bis in das zwanzigſte Jahrhundert hinein

eine Behörde, wie der Magiſtrat, in ſeinem ſchriftlichen Verkehr
mit dem Monarchen bei einem Kurialſtil verbleiben, der vor
Jahrhunderten erfunden worden iſt? Der damals von Höf-
lingen erdacht und ausgebildet worden iſt, um zwiſchen „Unter
tanen“ und großmächtigen Fürſten eine Kluft zu markieren, die
ein armes knechtsſeliges Menſchlein ohne die allerhöchſte Gnade
des unnahbaren Herrſchers nicht einmal im Traume über-
brücken durfte?! Worin unterſcheidet ſich die Sprache
der magiſtratlichen Adreſſen von dem Stil jener Fürſtendiener,
die in dem Zeitalter des Abſolutismus ſich einem Throne gegen-
über nicht wert und würdig fühlten, zu leben und die ſich
demgemägß ſelbſt in den kleinſten Duodezmonarchien dem Thronee
nur als halbe Leichen, als „erſterbende“ Erdenwürmer nahten!
Jſt es nicht die höchſte Zeit, daß ſich unabhängige Bürger,
wenn ſie mit Königen, Herzögen oder Fürſten reden, auf eine
Sprache beſinnen, die der Würde des Bürgers ebenſo ange
meſſen iſt wie der Würde des anderen Teils

Eine verfaſſungswidrige Truppenformation?
Vor einigen Wochen verbreitete eine höfiſche Korreſpondenz

eine höchſt ſeltſame Nachricht. Es hieß, der Obmann des
Deutſchen Automobilklubs habe dem Deutſchen Kaiſer einen
Beſuch abgeſtattet, um die neue Uniform des vom Automobil-
klub gegründeten Freiwilligenkorps ſeiner Genehmigung
zu unterbreiten. Der Kaiſer habe die Uniform genehmigt und
gleichzeitig angeordnet, daß Reſerveoffiziere ihre geſetzliche
Dienſtpflicht zum Teile bei dieſer Gründung eines privaten
Klubs, alſo außerhalb der geſetzlichen Heeresformationen er
füllen dürften.

Soweit uns bekannt, hat die bürgerliche Preſſe ohne Aus-
nahme dieſe geradezu verblüffende Nachricht abgedruckt, ohne
auch nur ein Wort des Zweifels oder der Kritik zu äußern.
Nur die ſozialdemokratiſche Preſſe erklärte, der Bericht der
höfiſchen Korreſpondenz könne und dürfe nicht richtig ſein,
weil ſonſt etwas geſchehen wäre, was der Reichs-
verfaſſung und den Reichsgeſetzen ſchnurſtracks
widerſtretite.

Das von der ganzen ſozialdemokratiſchen Preſſe erwartete
und geforderte amtliche Dementi blieb aber aus.

Nun hat der Deutſche Automobilklub am 5. Februar ein
Feſtbankett veranſtaltet, von dem das Berliner Tageblatt
zu berichten weiß

ine Autoparade fiel diesmal aus, dafür paradiallerdings die Herren Mitglieder des nengeſheſtetes Ved ſchen

n Automobilkorps. Wenn man geſtern abend einen
e ngenccheen a des e war ſo hätte man,

iht, glauben mögen, unſere utztr 8Afrika Wer ſich hier ein Rendezvous Jegeree Er z
reich fanden ſich die Automebiloffizlere des Freiwilligenkorps
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An, und ſo äbnl
Aufſchisgen haner en mit bermeiſin

Bei dem Bankett, dem als Vertreter der
v. Podbielski in Huſarenuniform, Herr Budde, Herr
Studt und Herr Krätke beiwohnten, hielt der Bruder des
Kaiſers, Prinz Heinrich, eine Rede, in der er den Aufſchwung
des Automobilweſens feierte und dann fortfuhr:

Aber wem haben wir das zu danken?Kaiſer! Ohne ihn hätte das Gordon Heneit diennen Vieke
einzigartige klaſſiſche Konkurrenz nicht ihr glänzendes Relieferhalten, wäre das freiwillige Nntomebiltork s und die Auto-
mobil- Ausſtellung nicht in dem Maße entſtanden.

Unter ſolchen Umſtänden wird die offiziöſe Preſſe dennv mehr die Beantwortung igeke et mee
nnen:
„Soll wirklich eine Privatgeſellſchaft im Widerſpruch zurReichsverfaſſung und den Reichsgeſetzen als ein er r n

hängſel des Heeres mit irgendwelchen militäriſchen Fuuktionen
betraut werden Sollen wirklich Militärdienſtpſſichtige der
Reſerve einen Teil ihrer Dienſtpflicht ſtatt innerhalb der ge
ſetzlich e eg Herresformationen in einem vornehmen
privaten Sportverein ableiſten dürfen? Sollen Mitglieder
eines Sportvereins wirklich berechtigt ſein, eine Sportkleidung
u tragen, die einer beſtimmten im deutſchen Heere eingeführten
niform 52 Verwechſeln ähnli feſt und zu Kriegs und
S ten zu den unliebſamſten Verwechſelungen Anlaß

Wenn nicht alle dieſe Fragen mit einem glatten Nein be-
antwortet werden können, ſo iſt es klar, daß die Entſtehung
dieſes g „Freiwilligenkorps“ nur aus einer vollkommen
irrtümlichen Auffaſſung des beſtehenden Rechts
uſtandes erklärt werden kann. Dieſem „Freiwilligenkorps“
önnen keinerlei militäriſche Ken zuerkannt werden, ſo

lange nicht Reichstag und Bundesrat in verfaſſungsmäßiger
Weiſe eine entſprechende Veränderung der geſetzlichen Vor
ſchriften beſchloſſen haben.

Regierung Herr

Deutſche Reichsangehörige nach der Mandſchurei
Das polniſche Blatt Dziennik Kujawski, das in Hohen-

ſal za (Jnowrazlaw) erſcheint, berichtet aus Mogilnow fol-
gendes: „Ein hieſiger deutſcher Arbeiter verlobte ſich mit einem
deutſchen Dienſtmädchen, das aus Ruſſiſch-Polen ſtammt. Da
die Hochzeit demnächſt ſtattfinden ſollte, begab ſich das junge
Paar über die Grenze, um die nötigen Papiere der Braut zu
beſorgen. Sobald ſie aber in dem Orte Sompolno erſchienen,
wurde der Bräutigam von den Ruſſen feſtgenommen und als
ruſſiſcher Deſerteur behandelt, trotzdem er deutſche Legitima-
tionspapiere vorgelegt hatte. (1) Auf ſeinen Proteſt und nach
heftiger Gegenwehr wurde er von den Koſaken mit der Nagajka
blutig geſchlagen, gefeſſelt und in einen Wagen gepackt, der
mit noch anderen eingezogenen Reſerviſten nach dem Kriegs-
ſchauplatz in die Mandſchurei abging. Der verzweifelnden
Braut wurde der Rat erteilt, ſie ſolle „noch mehr ſolche“ ihnen
zuführen.

Einen zweiten Fall berichtet dasſelbe Blatt aus dem Dorfe
Prochn bei Gembitz (Kreis Mogilno), das unter deutſchen
Koloniſten parzelliert iſt, die früher in Rußland anſäſſig waren.
Drei dieſer Koloniſten-Familien ſind nach Rußland gereiſt, um
dort an der Hochzeitsfeier eines ihrer Verwandten teilzu-
nehmen. Während der Feier wurde das Haus mit Koſaken
umſtellt und ſämtliche Männer herausgeholt und ohne weiteres
als Deſerteure nach der Mandſchurei zur Armee geſchickt. Die
zurückgekehrten Angehörigen betrachten die auf ſo ſeltſame
Weiſe von ihnen getrennten Männer für verloren und müſſen
ihre Parzellen aufgeben.“

Wie wird das Dementi der deutſchen Regierung diesmal
ausfallen

Was den Leſern der „unparteiiſchen“ Preſſe geboten
wird. Am 27. Januar brachte der Berliner Lokalanzeiger
ein Bild, das den Kaiſer in Uniform darftellte. Die Uniform
war etwas ſeltſam indes konnte daran ein Fehler des
Zeichners die Schuld tragen. Und dann gibt es ja ſo viele
deutſche Uniformen, daß ſie auch wer außer einem Militär
ſchneider kann das wiſſen richtig ſein konnte. Und über-
dies war die Frage außer für einen Militärſchneider
höchſt unwichtig.

Jetzt ſtellt die Welt am Montag feft, daß dieſe Uniform, in
der der Kaiſer in dem loyalſten deutſchen Blatte fünf Tage
nach dem 22. Januar abgebildet wurde, gar keine deutſche,
ſondern eine ruſſiſche Gen eralsuniform war.

Prinz und Abgebrannte. Zur Linderung der Not vonarmen Einwohnern des Dorfes Kuhlhauſen (Altmark), das von

einer großen e e heimgeſucht worden iſt, hatte
die StadtverordnetenVerſammlung der benachbarten Stadt
Sandau (Elbe) 50 Mk. bewilligt. Der Magiſtrat ſtimmte in
des dieſem Beſchluſſe nicht zu, ſondern ſtrich davon 20 Mark,
ſo daß den Abgebrannten nur noch 30 Mk. zu gute kamen.
Der Bürgermeiſter Holtzheuer führte zur Begründung des
magiſtratlichen Vorgehens aus: Es iſt behördlicherſeits
„gewünſcht“, daß unſere Stadt ſich mit einem Beitrage an
dem Prunkgeſchenk zur Hochzeit des Kronprinzen
beteiligt, und hierzu ſollen die von der bewilligten Summegeſtrichenen 20 Mk. verwendet werden!

Kommentar überflüſſig.

Mirbach iſt nach wie vor persona gratissima. Die
otsdamer Korreſp. meldetDer Oberhofmeiſter der Kaiſerin, Freiherr von Mirbach, hat

ebenſo wie die Kaiſerin ſelbſt, während der Erkrankung des
Prinzen Eitel Friedrich im Stadtſchloß zu Potsdam Wohnung
genommen. Er leitet von dort aus alle Angelegenheiten des
Hofſtaates und erfreut ſich nach wie vor des beſonderen Wohl
wollens des Kaiſerpaares. Das dienſtliche Verhältnis hat ſich
in letzter Zeit ſo geſtaltet, daß zwar der Kammerherr Graf
v. BehrPinnow der Chef des Kabinetts der Kaiſerin iſt, Herr
v. Mirbach aber dennoch ganz bedeutenden Einfluß auf alle
Angelegenheiten desſelben beſitzt.

Zur Naturgeſchichte des 95. Wegen angeblicher Kaiſer
hatte ſich in Liegnitz ein Lohngärtner Pätzold

aus Oberau zu verantworten. Der Bote aus dem Rieſen-
gebirge berichtet über die Verhandlung Der Angeklagte hatte
vor Jahren einmal anderen Arbeitern gegenüber bei der
Straßenarbeit irgend eine Aeußerung getan, die die Mitarbeiter
aufgegriffen, durchgehechelt und dann in entſtellter Form dem
Angeklagten in den Mund gggeg e Das Geſpräch hatte
ſich damals um die Damen bei Hofe gedreht. Nach anderthalb
Jahren war unter den Arbeitern eine Prügelei entſtanden, an
der auch der Angeklagte beteiligt war. Aus Rache dafür
wurde Pätzold aus dieſer Veranlaſſung von einem Gegner
wegen der damaligen Aeußerung, die er mit dem Kaiſer in
Verbindung brachte, angezeigt.

Der Angeklagte wurde freigeſprochen; für die Art, wie
ſtätsbeleidigungsprozeſſe zu ſtande kommen, iſt auch dieſer Fa
äußerſt charakteriſtiſch.

Als „Iäſtige“ Ausländer wurden durch Verfügung des
Polizeipräſidiums fürzlich wieder 20 Perſonen aus
Berlin aus gewieſen. Von dieſen gehörten 10 dem
öſtreichiſchen Staatsverbande an. Acht ſind Ruſſen und zwei
Staatsangehörige der Vereinigten Steaten von Nordamerika.
Die beiden letzieren, geborene Deutſche, ſind ein Artiſt und

Seezollbeamter. U Augländerz h ne 3 nter den „Iäſtigen“ Augländern befand

Wieder ein Simplieifſimus Krieg. Der Frankf. Ztg.
wird aus Gießen geſchrieben: Die Studierenden der
Theologie an unſerer Hochſchule haben nicht nur be-
ſAloſen, den Simpliciſſimug nicht mehr p leſen, ſondern auch
arauf zu dringen, daß die Wirte, bel denen ſie verkehren,

das Blatt nicht mehr abonnieren. Man droht den Wirten
ihre Lokale zu meiden, wenn ſie ferner das Blatt öffentlich
auflegen. Dieſem Anſinnen hat bisher nur ein einziger Reſtau-
rateur Folge gegeben. Der größte Teil der Studenten aller
anderen Fächer lehnt ſich ſehr energiſch gegen dieſen Schritt
der Theologen auf. Am meiſten aber ſind die Wirte entrüſtet
darüber, daß man ſie denjenigen ihrer Gäſte gegenüber, die
das Blatt leſen wollen, in eine unangenehme Zwangslage
bringen will. Jn den nächſten Tagen wird ſich eine Wirte-
Verfammlung mit der Angelegenheit befaſſen.

Ausland.
Frankreich. Aus dem Militär-Budget, das

den Abgeordneten in den nächſten Tagen vorgelegt werden
wird, ziiert die Humanité ein paar höchſt intereſſante Zahlen
über die Koſten, die durch das Eingreifen der Truppen in
Streiks verurſacht ſind!

Jm Jahre 1900 wurden zu dem eben genannten löblichen
Zwecke 328 036 Franks verausgabt, 1901 bereits 860 972
Franks, 1902 gar 1 542 635 Franks. Jm Jahre 1903 endlich
eine kleine Abnahme: 948 788 Franks, die allerdings 1904
wieder auf 1 233 319 Franks anſtiegen!

Man ſieht: die franzöſiſche Bourgeoiſie knauſert nicht, wenn
es ſich darum handelt, armen ſtrei enden Arbeitern blaue Boh
nen und ſonſtigen Zubehör zu liefern.

Ein Skandal im Kolonialminiſterium.
Der Direktor der Rechnungsabteilung im Kolonialminiſterium,
Maurice Bloch, ſoll abgeſetzt werden, weil er bei ſeiner Miſ-
ſion nach Martinique, wo er nach dem Ausbruch des Mont
Peleé Unterſtützungen an die notleidende Bevölkerung verteilen
ſollte, ſich täglich 200 Franks als Reſſekoſten für ſich behielt,
obwohl er an Bord eines Kriegsſchiffes reiſte und keinerlei
Ausgaben hatte. Sein damaliger Chef, der Kolonialminiſter
Decrais, erteilte ihm dazu ſeine Genehmigung.

Jtalien. Der Miniſter des Aeußeren ſoll nach
einer Mitteilung aus Rom ſeine Fonds derart erſchöpft haſen,
daß es ſeinem Reſſort nicht möglich iſt, gewiſſen pekuniären
Verpflichtungen nachzukommen! So heißt es z. B., daß das
italieniſche Konſulat zu Newyork ſeit mehr als dreiviertel Jahr
unbeſetzt ſei, weil es an den zur Bezahlung nötigen Geldern
mangele

Es ſind alſo ſozuſagen türkiſche Zuſtände; denn daß die
Türkei ihre Geſandtſchafts- und Konſulats-Beamten oft viele
Monate auf Gehalt und Rückzahlung der Auslagen warten
läßt, iſt eine nur zu bekannte Tatſache. Nun ſcheint Jtalien
auch bald ins türkiſche Fahrwaſſer zu ſegeln. Aber von einer
Verminderung der Millionen-Zivilliſte des Königs wollten die
ausſchlaggebenden bürgerlichen Parteien Jtaliens kürzlich nichts
wiſſen.

England. Eine Rieſendemonſtration zum
Zwecke des Proteſtes gegen die erſchreckende Arbeitsloſigkeit iſt
für Sonnabend, den 11. d. M., in London geplant. Jn fünf
Kolonnen mindeſtens wollen die Demonſtranten aus den ver-
ſchiedenen Stadtteilen nach dem Trafalgar-Square marſchieren.
Um 143 Uhr nachmittags ſoll alles am Sammelplatze ſein,
um den Ausführungen der Redner zu folgen. Eine Deputa-
tion ſoll dann delegiert werden, die dem Parlamente die
Klagen der engliſchen Arbeiter zu unterbreiten hat.

Auch in der Provinz beabſichtigt man, ähnliche Demonſtra-
tionen zu veranſtallen, ſo z. B. in Mancheſter, Liverpool,
Bradford, Leeds, Croydon, Wigan, Tun ridge Wells uſw.

Die engliſchen Arbeiter wiſſen ihre Sache auch ohne Depu-
tation an Monarchen gut zu führen.

Folizeiliches und Gerichtliches.
S Wegen Beleidigung eines entlaſſenen Polizei

beamten iſt vom Landgerichte Frankfurt a. M. der ver-
antwortliche Redakteur der Volksſtimme, Genoſſe Zander,
zu einer Geldſtrafe von 200 Mk. und einer Buße von 600
Mark verurteilt worden. Jrgendwo waren drei Polizeibeamte
entlaſſen worden, darunter der Nebenkläger H. Jn der Volks
ſtimme war dies mitgeteilt worden, wobei erwähnt wurde, die
betr. Beamten hätten ſich grobe Vergehen im Dienſte zu
ſchulben kommen laſſen, H. habe ſich des Diebſtahls und der
Urkundenfälſchung ſchuldig gemacht und ſogar noch ſchwererer
Vergehen. Feſtgeſtellt iſt aher, daß H. „nur“ wegen zweier
Diebſt ihle verurteilt, im übtigen aber freigeſprochen worden
iſt. Eine Buße hat H. deshalb beantragt, weil er infolge der
Veröffentlichung der Volksſtimme eine gute Stellung bei einem
Fahrradwerke verloren hat. Er iſt jetzt Schankwirt. Die
Reviſion des Angellagten, welcher behauptete, es ſei
nicht feſtgeſtellt, worin die Schädigung des H. liege, wurde
vom Reichsgerichte ver worfen.

Parteinachrichten.
Ein neues ſozialiſtiſches Organ wollen die Newyorker

und Brooklyner Genoſſen ins Leben rufen. Es ſoll wie
ſchon der geplante Titel Daily Call (Täglicher Weckruf) be-
ſagt, eine täglich erſcheinende, in engliſcher Sprache geſchrie-
bene Zeitung ſein. Bis jetzt beläuft ſich der Preßfonds für
das profſektierte Blatt erſt auf etwa 13 000 Dollars. Es oll
nun weiter geſammelt werden, bie der Fonds ungefähr die
dreifache Höhe erreicht hat, dann wird die Zeitung zu erſchei-
nen beginnen.

Man gibt ſich der Hoffnung hin, durch das neue Organ
den Sozialismus beſonders unter den amerikaniſchen Gewerk
ſchaſtlern engliſcher Zunge zu fördern.

Gewerklchaftliches.
Bewegung unter ven ſchleſiſchen Webern. Jn einer in

Langenbielau am Sonntag abgehaltenen Verſammlung der
Textilarbeiter wurde beſchloſſen, folgende Forderungen zu ſtellen:
Lohnerhöhungen um 15 Proz., Einführung der zehnſtündigen
Arbeitszeit, Beſſerbezahlung der Ueberſtundenarbeit und An
erkennung der Arbeiterorganiſationen.

Aus dem Reiche.
Breslau. Opfer der Arbeit. Auf einem Neubau brach

ein Stangengerüſt zuſammen und begrub neun Arbeiter, die
alle zum Teil ſchwer verletzt

aß burg i. E. Die Maſchinenfahrik on Fonei
nieder.aquet u. Ko. in Königshofen brannte vollſtänchaden beträgt annähernd 1 Million mee 800 A

werden in der Fabrik beſchäftigt.
Kiel. Jm des türkiſchen Linienſchiffes Aſſari
ewſik, welches auf der Kruppſchen Germaniawerft moderni
ert wird, brach nachts aus Der Schihacker erſtickte bei den L ſWöerſuchen. chiffsmann Schmell

Staudesamtliche Nachrichten.
Halle (Nord, Buraſtraße 38), 2. Feb; ar.Eheſchließung: Buchhalter Elsholz un Zerta Hörning

Schillerſtr. 28 u. Wippra).
Geboren: Rechtsanwalt Spilling S. (Blumenthalſtr. 7).immermann Winter S. n 10). Arbeiter n
rothaerſte. 42). Schriftſetzer Koch T. (Wittekindſtr. 20). Ar

eiter Heinze S. (Gr. Brunnenſtr. 48). Lehrer Gieſe S.
(Göbenſtr, 22). Arbeiter Handwerg T. (Peſtalozziſtr. ax m Lehrer a. D. Hofmeiſter, 72 J. Gilgard gner

raße 15).
4. Februar.

Eheſchließungen: Muſiker Maertens u. Minna r
ann (Georgſtr. 3 u. Geiſtſtr. 20). Arbeiter Arndt u. Friedee (Harz 3 u. Gabelsbergerſtr. 11). Arbeiter Dorfler u.
auline Kreutzmann wigerſe 48 u. Saaglwerderſtr. 15).
Geboren: Arbeiter Raspe T. (Karlſtr, 3). Bäcker Wolf S.

(Gr. Brunnenſtr. 51 a). Maler Metz S. (Ludw. Wuchererſtr. 20).
Prokuriſt Somburg (Karlſtraße 24). Tiſchler Brandt T.
(Georgſtr. 15). Bierfahrer Prbelna S. (Eichendorffſtr. 29).

Geſtorben: Maurer Leibe Ehefrau, 490 J. (Talſtr. 16).
Witwe Schmidt, 86 J. (Albrechtſtr. 16). Kutſcher Müller, 18 J.
(Kurfürſtenſtr. 80). Schiffbauers Hutans Ehefrau, 69 J. (Saal
werderſtr. 7).

Halle (Süd, Steinweg 2), 4. Februar.
Aufgeboten: Schuhmacher Schmidt u. Martha Stroh (Mittel

ſtraße 7 u. Bernhardyſtr. 48). Tiſchler Gandmann u. Friederike
Dießner (Kl. Sandberg 18 u. Schillerſtr. 42). Maurermeiſter

empel u. Helene Weber (Oſterburg u. Alte Promenade 165).
immerhäuer Frzeſg u. Roſalie Panitz (RodzinSchoppinitz u.

adlubTurawa). Buchhändler Strien und Hedwig Wienkoop
(Steglitz u. Rathenow).

Eheſchließungen: Beamter Staub und Wally Möbins
Schülershof 1 u. Kl. Ulrichſtr. 29). Arbeiter Ufer u. Marie

üller (Ludwigſtr. 50 u. Glauchaerſtr. 19). Dentiſt Dittmar u.
Pauline r (Bad Kiffingen u. Magdeburgerſtr. 56)

Geboren: Arbeiter Zeiſing S. n 11). Weichen
ſteller Hamel S. Merſeburgerſtr. 80). Arbeiter Lange S. (KlI.
Ulrichſtr. 8). Kaufmann Otto T. (Markt 11). Arbeiter Thiemer
Sohn (Pfännerhöhe 55). Eiſendreher Exner S. (Schützenſtr. 12).
Arbeiter Sickert T. (Streiberſtr. 25). Arbeiter Kahl S. (Saal-
berg 24). Arbeiter Pätz S. (Taubenſtr. 3). Fleiſcher Marſchall

(Anhalterſtr. 12). Arbeiter Maiwald T. (A. d. Moritz
irche 5).
Geſtorben: Maler Schulze, 45 J. (Eliſabeth-Krankenhaus).

Arbeiters Kahl S., 4 Stunden (Saalberg 24). Poſtaushelfer
Füchſel, 19 J. (Hauptperſonenbahnhof). eſchirrführers Nau
mann T., 5 Mon. (Weingärten 4). Bildhauer Oertel, 32 J.
(Klinik). Schloſſers oder 1 Mon. (Schmiedſtr. 22).
Mechaniker Beige, 35 J. (Gr. Märkerſtraße 16). Marie Wolf,
14 J. (Eliſabeth-Krankenhaus).

6. Februar.
Aufgeboten: Poſtaſſiſtent Lindemann und Elſe Stoye

(Berlin und Südſtraße 54). Arbeiter Zmuda und Katharina
Kluszezynska (Venetia und Schildberg). Arbeiter Leszezynski
und Katharina Krawcezak (Boruſchin). Schloſſer Becker und
Frida Nohle (Halle und Aſchersleben).

Eheſchließungen: Drogiſt Rädler und Elfriede Galander
(Ranniſcheſtraße 3 und Große Steinſtraße 44). Mechaniker
Zorn und Minna Thondorf Königſtraße 73).

Geboren: Kutſcher Laubitz S. (Barfüßerſtraße 18/19.
Schloſſer Gerber T. (Schützenſtraße 6). Schloſſer Löwel T.
Liebenauerſtraße 157). Tiſchlermeiſter Schülert S. (Trödel 16).
Kaufmann Mehyerſtein T. (Leipzigerſtraße 64). Arbeiter Geiſen-
heimer S. (Torſtraße 51). Arbeiter Hoyer S. (Große Klaus-
ſtraße 12). Arbeiter Angermann T. (Klinik). Arbeiter Trommler
T. (Klinik). Viktuglienhändler Max S. (Moritzzwinger 63).
Kaufmann Albert T. (Große Ulrichſtraße 32). Anwärter Wente
T. (Mangsfelderſtraße 27). Schutzmann Lieckfett S. (Meckel-
ſtraße 6). Korrektor Berweke T. (Anhalterſtr. 12). Aſſiſtenten
Schulze S. (Fürſtental 6). Oberfeuerwerker Schliebe S. (Bern
hardyftraße 17).

Geſtorben: Bote Bauer, 44 J. (Frieſenſtraße 6). Poſtſchaffner
a. D. Schönfeld, 59 J. (Gr. Märkerſtr. 17). Arbeiter Kern,
55 J. (Klinik). Arbeiter Werſing, 31 J. Klinik). Arbeiter Opig,
46 J. (Klinik). Maurer Schondorf, 82 J. (Hoſpital). Des Ar
beiters Katzmann T., 2 J. Merſeburgerſtr. 112). Arbeiters

arneetz Ehefran, 54 J. Klinik). Arbeiters Klauß T., 1 J.
(Klinik). Arbeiters Schuſter Ehefrau, 47 S (Klinik). Kauf-
manns Sommer S., 5 M., (Jakobſtr. 47). Schloſſers Ruprecht
T., totgeb. (Torſtr. 26). Schloſſers See S., 1 M. (Thüringer-
ſtr. 25) Die Witwe Leißring, 74 J. (Weingärten 25). Witwe
Schäfer, 76 J. (Bergmannstroſt).

Achtung Gewerhkſchaften!
Die Bons (gelbe Farbe) für dieſe Woche ſind von heute ab

beim Genoſſen Köppchen, Unterberg 12, in Empfang zu
nehmen.

Das Gewerkſchaftskartell.

Verzeichnis
er größeren Lokale in Halle und dem Saalkreis w r der
rbeiterſchaft zu verſapiwiungen c. zur Verfügung

ehen:
Jn Halle:

Bellevue, Lindenſtraße,
Goldener Hirſch, Obere Leipzigerſtraße.
Konzerthaus, Kaxlſtraße.
Drei Könige, Kl. Klaus u. Olegriusſtr.-Ecke.
Moritzburg, Harz,
Weißes Roß, Geiſtſtraße,
Engliſcher Hof, Großer Berlin.
Köppchens Lokal, Unterberg (früher Faulmann).
Erholung, Martinsberg 6, Jnh. Kautzſch.
Schramms Neſtaurant, Merſeburgerſtr. (Löſt's Hof

Jn Giebichenſtein:
Burgtheater, Wilhelmshöhe,

Hoheſtraße. Burgſtraße.
Trotha: Gaſthof zum Adler.

Sachſenburg, Trothaerſtraße.
Bernſteins Reſtaurant, Götſcheſtraße.

Kröllwitz Lindenhof.
Nietleben: Gaſthof zur Sonne.
Osmünde: Gaſthof von Auguſtinigk.
Burg bei Radewell: Reſtaurant zum Burgſchlbſchen.
Löbejün: Gaſthaus zum Schwan.

Der Vertrauensmann.
Verantwortlicher Redakteur: A. Weiſmann in Halle.
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Donnerstag den 9. Februar abends 8 h Ahr im „Wellevne“, Lindenſtr. 78

r oss
Tagesordnung:

abgeordneter Bichhorn Pforzheim.
Arbeiter, Parteigenoſſen!

Ueberall finden jetzt Proteſtverſammlungen ſtatt, die ſich mit
zahlreich erſcheinen.

Erſcheint zahlreich zu dieſer Verſammlung. usre h dem jetzigen Stande dieſer Ausſtände befaſſen.
Die Einberufer s

Möge deshalb

Eintritt 10 Zfſg. W Der Aeberſchuß iſt für die Auskändigen beſtimmt. Dö

rbeiter-Bildungs- Verein zu Halle a. S.
Sonntag den 12. Februar im „Vellevne“ (zu gunſten

der Bergleunte des Ruhrreviers)

heater- Abend.
Zur Aufführung gelangt:

Die Juden.Schauſpiel in 4 Akten von Eugen Tſchirikow.
Einlaß: 68 Uhr. Anfang: 78 Uhr. Ende: gegen 11 Uhr.

h den 13. d M. abends 8 Uhrm erthaus“. (Vereins-Angelegenheiten.) 8Großer ProjektionsVortrag über Entſtehung der Menſchheit (mit
100 Rieſenlichtbildern), des Herrn Ria LaubeLeipzig, im Bellevue“.

Be in am 27. d. M. im „Konzerthaus“.
ibliothek iſt ab 15. d. M. wieder geöffnet.

9oziald. Verein Jrebnitz.
Sonntag den 12. Februar nachmittags 3 Uhr im Böttcherſchen Lokal

Verſenener lerszrg.
Die Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben.
Das Erſcheinen der Mitglieder iſt wegen der Wichtigkeit der Tages-

ordnung nötig. Der Vorſtand.
Brunnerts elievwvere.

v Mittwoch den S. Februar abends 8 Uhr

gr. Elite-Haskenball.
Fritz Zrunnert.

anzu Clowns haben keinen Zutritt. ma

Auf vielfachen Wunsch nochmals
Kaisersäle,“ Halle. FPreitag, an e vur

Vortrag von Dir. C. R. Scholz, Zürich V über

Seldst-eilung von

Mervenstörungen
und deren Folgen

durch a und Willensimpulse ete., neue Methode mit grossem Erfolge
bei Schlatflosigkeit, nerv. Kopf-, Magen- und rheum. Schmerzen, Mangel an
Bnergie und Selbstvertrauon, Schwermut, Stottern, äblen Gewobnheiten und

deren Folgen, Gedächtnisschwäche etc. etc.
Kintritt: I. Plats 1 MK., 2. Platz 50 PIg., 3. Platz 30 Pfg.

Kassa- und Saalöfftnung 7/2 Uhr.
NB. 2 Broschüren mit vVollst. Anleitung zur Selbstbehandlung sind zum

ermässigten Preise von zus. 1 M. an der Kasss zu haben.

Nur Karl Kochs
Nährzwieback

kommt ſeiner Zuſammenſetzung und
Wirkung nach der Muttermilch gleich,
wirkt ernährend und gedeihlich, macht
alle Verdauungsſtörungen unmöglich;man gebe daher den Kindern, wenn J

gedeihen ſollen, nur

Karl Kochs
Nährzwieback.

Herrenſtraße 1.

7

PALMIN
foinsto Pfianzonbutter

50 Ersparnie
gegen Butter

un übertroffen zum
kochen, braten u, backen

e J

hl

Dann Arhbeitervuerig.
Rechte und Pflichten des Arbeiters in Deutſchland aus dem gewerblichen
Arbeitsvertrag und aus den Unfall, Kranken- und Jnvalidenverſicherungs-
Geſetzen. Unter beſonderer Berückſichtigung des Bürgerlichen Geſetzbuches.

Mit vielen Beiſpielen und Formularen für Klagen, Anträge, Beſchwerden,
Berufungen uſw. von Arthur Stadthagen.

Komplett in 28 Heften à 20 Pf., gut gebunden 7 M.
Zu beziehen durch

Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

abenverdienst eren das ganze Jahr, durcheine Hausarhbeiterinnen

Tätigkeit, welche nur leichte, zu Hauſe für Papierwaren ſuchen
ausführbare Schreibarbeit bedingt. Heilbrun Pinner, Geiſtſtr. 22.

Ausführliche derſelben hgegen 20 Pfg. Briefmarken franko. Jakobſtraße 44 kleine Wohnung

Zu haben in ſämtl. Konſumvereinen.

Moden-Zeitunge

nachgeliefert.

Volksblattes und

Die elegante Mode pro Quartal 1.75 M.
roße Modenzeitung. 1.50S odenwelt 1.25Deutſche Modenzeitung rDies Blatt gehört der Hausfrau 1.76Hänslicher Ratgeber I. 40Große Moden welt I.Movde und Haus (mit Kolorat. 1.25Mode und Haus (ohne Kolorat.) I.Kindergarderobe o60Wäſchezeitung 0.60Große Kindermodenwelt 060Kleine Modenwelt 050rauen Zeitung. 2.00rauenflei ff. 0.7sZentralblatt für Moden 0.75ariſer Moden 1.30

Reue Beſtellungen nehmen zu jeder Zeit entgegen alle Austräger des
Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

W. Lepitz.

I. Quart. 1905. Walha

e öffentl. Protest- Versammlung.
Die Arbeiter im Kampfe gegen Kapital und Ahsolutismus, Referent: Reichstags und Landtags

Der Referent wird die Ausſtände im Ruhrgebiete und Rußland behandeln.
auch die Halleſche Arbeiterſchaft

M. Güldenberg.

lla-Theator,
Jnhaber: Otto Herrmann

von Siam.
Beiſpypielloſer Erfolg dieſer

letzten Novität von Paul Lincke.

Wiener Moden 2.50 ſucht unterPeu hinzutretende Abonnenten erhalten die bereits erſchienenen Nummern Schuhmacher Lehrling günſtigen

Bedingungen (Familienanſchluß)
Alibi Rurkhardt, Dre Fer

meiſter, Krotzsehan bei Zeitz.

Streckau, Glück auf.
Zu dem am Sonntag d. 12. Febr.

ſtattfindenden

Bedes Jugendvereins Streckau wartet
mit Speiſen und Getränken beſtens auf

Alb. Zanseh.
Gebr.

ölrel.Stets große
Gelegenheitskäufe

Wohnungs Linrichtungen

vom einfachſtey bis eleganteſten,
erner

Kontor-, Reſtaurations-
und Laden Einrichtungen

jeder Art verkauft wie bekannt
billig und ree Il

Friedrich Peileko, 2fe-
Aelt. Möbel nehme ſtets in Zahlung.

e
erlangt nur noeh

z „Teiumpu-
4 Sirenendenn es ist das BESTE.

Neu!

Alleinioe
e

e

SinnM SCGorN-EHRENFF D.

Rolzpantoffeln,

c

empfiehlt zu perten W
Fr. Fricke, Berger

Pantoffelfabri

Fläsck-, Sammet-, Cord- u. Filz-
pantoffeln, Turn-, Filz- u. Brauer-

Schuhe

StadtTheater Halle a. S.
Direktion: M. Riehards.

Mittwoch den 8. Februar 1905:
142. Abonn.Vorſtell. 2. Viertel.

Beamtenkarten giltig.
Novität! um 3. Male! Novität!Die Tante ſchläft.
Komiſche Oper in 1 Akt von Hector

Cremieux.
Hierauf:

Novität! Zum 5. Male Novität!
Der Familientag.

Luſtſpiel in 3 Akten v. G. Kadelburg.

Donnerstag den 9. Februar 1905.
143. Abonn.-Vorſtell. 3. Viertel.

Beamtenkarten giltig.

Cavalleria rusticana.
Oper in einem Aufzug von Vietro

ascagni.
Vorher:

Die Regimeutstochter.
Komiſche Oper in 2 Akten von

G. Donizetti.
Neues Theater, Halle a. S.

Direktion E. M. Mauthner.
Mittwoch 4 Uhr nachm. ErxtraVorſt.

60, 40, 20 Pf. Jngend.
Abends Traumulus.

Donnerstag Der Kilometerfreſſer.

Direktion: Guetav Poller.

3 Gastspiele:

Mme, larma

Die reizenden
Liliputaner

Lilly und Max Walter.
Lilly 25 Jahre alt, Max 29 Jahre alt.

Außerdem: Die übrigen

verkauft billig

W Eigene Polſterwerkſtatt. Wo

Plüſch u. Stoffſofa, ſtarke pol.
Bettſtellen mit n. ohne Matratzen

Max Jungblut, Wuchererſtr. 3l.

7 Elite-Mummern
dieſes

SenſationsSpielplans.

Schneider- Nähmaſchine

Rannisehestragsso 15, II.
(Ringſchiffchen), faſt neu, billig zu verk.

Trotz der enormen Koſten der
Gaſtſpiele:

Keine Preiserhöhung!

Kaufe stets Um gute Plätze zu erlangen und
den Andrang an den Abendkafſen

J zu vermeiden, ſei beſonders auf den

Apollo- Theater.

lionol trongſor

Warenſchränke, Kaſtenregale, Laden
tiſche, ganze Nachlaſſe von Möbeln,

Pianinos, Geldſchränke uſw.

Billettvorverkauf im Apollo-

5 Uhr aufmerkſam
theater, vorm. 10-1 und nachm.

Ein Schmiedelehrling kann unter
günſtigen Bedingungen Oſtern od. ſo-
fort in die Lehre treten, bei Oswald
NMorgner, Schmiedemſtr. in Delitzſch.

Morgen Mittwoche S H lachte feſt
OuKar Heller
Steinweg 33.

Telephon 2179.
Morgen Mittwoch

Schlachte-Feſt.Von früh 8 Uhr Wellſſeiſch.
E. Berger, Thomaſiusſtr. 2.

Soeben erſchien

Wahrer Jakob 1905
Nr. 3.

Preis 10 Pf.
zu e durch alle Austräger

P olksbuchhandlung, Seiſt
raße

Sämtl. Parteiſchriften
mpfiehlDie Bollsbuchhandinng

7 eaerne 7
andsknechte.

Von
Ernst Däumig.

Erzählungen aus dem Kolonial
Soldatenleben.

Verlag der Volksbuchhandlung Halle.

Jn feſſelnder und ſpannenber Form wird
gegen Militarismus und Kolonialgreuel
z Felde gezogen. Das Buch eignet ſich

eſonders als Geſchenk, auch für die reifere

Jugend.
Erscheint in 4 [ieferungen à 20 Pf.
Gesamtpreis broschiert 80 Pf., eleg.

gebunden 1.25 M.

Bestellungen nehmen die Volks
buchhandlung, die Expedition u.
die Austräger dieses Blattes, sowie

jeder Kolporteur entgegen.

e e h
Naehruf.

Unſerem Kollegen, dem Bildhauer

Adolf Oertel,
welcher am Freitag abend plötzlich
und unerwartet verſchied, rufen wir
ein Ruhe ſanft nach.

Leicht ſei ihm die Erde
Deutſcher Holzarbeiter-

Verband

Zahlstelle Schkeuditz

Naumburg
Sonntag abends 7 Uhr verſchied

unſer treuer Kollege
Franz Reisswecok

in ſeinem 45. Lebensjahre.
Ehre ſeinem Andenken

Zentralverbanä der MaurerFriedrich Feiieke, alle a. S.
Geiſtſtraße 25. Teleph. 2450.

NB. Kaufe auch ſtetsganze Lager von neuen Röbeln. unser qchöner harz.
Gr. Ulri 6,1.Welt Panoramag richte

Kyffhäuser, Stolberg, Bodetal, Okertal etc.

Zweigverein Naumburg-
Beerdigung findet Mittwoch 3 Uhr

vom neuen Friedhof aus ſtatt.

Todos-Amuoige.
Montag früh entſchlief ſanft und un

roschüren äb. Frauenschutz

u. Kataloge üb. Gummiwaren frankogratis u. diskret, geg. 20 Pf.Marke Siena,Italien. g
Kaiser-Panorama g. her

iſa, Lucca.

erwartet unſere liebe Mutter, Schwieger
und Großmutter, die Witwe

Alwine Leizsring geb. Broso
im Alter von 74 Lebensjahren.

a. verſchl. R. Torley, Weher, Rhld.

Stube an einzelne Perſ. zu verm. Monatl. nach Oranienbaum bei Deſſau.
Cerona-Verlag, Mänehen 8. 1. April zu vermieten. 5.75 M. Steg 19H. p. Näh. UnterplangH. l.

Bäckerlehrling zu Oſtern geſucht

uskunft: Göbenſtraße 11, II.

Dieſes zeigen tiefbetrübt an
Die trauernden Hinterbliebenen

Die Beerdigung findet Donnerstag
nachm. 2 Uhr vom Trauerhauſe ſtatt.

Herigg und ſar die Inſerate veramworilich: Aug u Gro h. Druck der Halleſchen Genoſenſchafts Buchdrugerei (E. G. m. H.) Halle S



i

ge zum Volksovblatt.Beila
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Salle a. S. Mittwoch den S. Februar 1905.

Deutſcher Reichstag.
134. Sitzung vom 6. Februar 1905, 1 UAm Bundesratstiſch: Graf P oſadowsk 3r

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die dritte Leſung des
a e Nachtragsetats für Reich und G ge
iete, der debattelos gegen die Stimmen der ogial
dern gen mmen wird.

o ie Jnterpellation Dr. Ablaß u. Gen.g. welche den Raichslangler nach ſeiner Sluine zu
veußen a Gebühren auf den natü n

fr Binnenſchiffahrtsſtraßen
taatsſekretär Graf Poſadowsky erklärt ſi ſofortBeantwortung bereit. Zur v x d 7 W r

pellation erhält das Wort:
Abg. Kaempf (Frſ. Vp.): 1886 hat der Bundesrat und10. Bepember 1903 hat der Reichskanzler in einer feierli en

Erklärung den Standpunkt vertreten, daß nach s 55 der Reichs
verfaſſung die Einzelſtagten kein Recht haben, Schau
gaben zu erheben. Außer der Reichsverfaſſung kommen hier

noch internationale Verträge in Betracht. Am 12. Febr.
1904 gab nun aber der Staatsſekretär des Innern die Erklä-
m ab, de war zweifellos Schiffahrtsabgaben auf den
natürlichen Wa r ſeien; nicht über jedenweifel erhaben aber ſei, welche Waſſerſtraßen noch als natür-

ch betrachtet werden können. Wieder ein paar Monate ſpäter
w. 9. Nov. und 1. Dez. 1904 erklärte der preußiſche
Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Abgeordnetenhauſe, der
beſte Freund der Schiffahrt ſei der, der für Schiffahrtsabgaben
eintrete! Welch ein Wandel der Anſichten in unglaublich kurzer
Zeit! P weyi links.) Seit der franzöſiſchen Revolution
und dem Wiener Kongreß iſt die Freiheit der Ströme inter-
nationales Recht. Nach der Reichsverfaſſung dürfen nur fürbeſondere Anlagen Abgaben, die die eigenen Koſten nicht über

chreiten, erhoben werden. Jetzt aber wird ſogar der Rhein
r eine künſtliche Waſſerſtraße erklärt! Alle Sachverſtändigen,

elbſt der ſonſt für z m eingenommene Profeſſor
Schuhmacher haben erklärt, daß einer „natür-
lichen“ in eine „künſtliche“ Waſſerſtraße unmöglich ſei. (Hört,
ört! links.) Der preußiſche Geſetzentwurf ſteht in flagrantem
r et Reichsverfaſſung, kein Bundesſtaat kann ein-ſeitig Schiffahrtsabgaben lnlüheeh. (Lebh. Zuſt. links.) Auch

würde die Einführung von Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein
W der Elbe gegen die Verträge mit Oeſtreich und Holland

erſtoßen.
ie Regierungen von Baden und Heſſen haben ſich ent-

gegen die Schiffahrtsabgaben dereninführung den Weſten ſchwer ſchädigen würde, ohne dem
Oſten wirklich zu nühzen. Billige Frachten ſind der Lebens-
nerv der Jnduſtrie, aber auch der Land wirtſchaft. Jn Wahr-
ſeit handelt es ſich bei dieſen Abgaben nicht um fiskaliſche,
ondern um agrariſche Sorerege um die Erhebung einer Art

von Zuſchlagszoll über die doch wahrhaftig hohe Zoillgrenze
der Handelsverträge heraus. (Zuſt. links.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Unzweifelhaft kann kein
Bundesſtaat ohne beſondere geſetzliche Genehmigung Abgaben
auf natürlichen Waſſerſtraßen einführen. Sollte nun die preu-
ßiſche Regierung ſich entſchließen, zur Ausgleichung beſtehender
Ungleichheiten in der Abgabenerhebung auf Kanälen und kang-
liſierten Flüſſen einerſeits und natürlichen Waſſerſtraßen
andererſeits Abgaben auch auf den letzteren einzuführen, ſo
wird ſie ſelbſtredend die reichsgeſetzliche Genehmigung einholen.
Erſt dann liegt für die Organe des Reiches Veranlaſſung vor,
materiell zu der Frage Stellung zu nehmen.

(Nach der Erklärung entfernt ſich der Staatsſekretär aus dem

eheAuf Antrag Dr. Müller-Sagan wird Beſprechung
der Interpellation beſchloſſen.

Abg. Dr. David For Nach dem merkwürdigen Wandel,
der ſo plötzlich in ihren Anſchauungen eingetreten ſt, kann die
Reichsregierung auf beſonderes Vertrauen keinen Anſpruch er-heben. Suf ine ie neueſten Erklärungen der preußiſchen
Regierung im Abgeordnetenhauſe ſtehen mit der bisher in
Theorie und Praxis herrſchenden Auffaſſung des betreffenden
Artikels der Reichsverſaſſung, ſowie mit der Erklärung des
Reichskanzlers im Dezember 1903 in offenbarem Widerſpruch.
(Sehr gut! links.) Die Behauptung, daß die Schiffahrtsabgaben
im Jnlereſſe der Schiffahrt erhoben werden, iſt Zu naiv, um
irgendwo Glauben zu finden. Der wirkliche Grund und
die Verhandlungen der preußiſchen Kanalkommiſſion laſſen da-
rüber keinen Zweifel iſt natürlich der, daß man die Ein-
fuhr von Getreide noch mehr erſchweren
will. (Sehr richtig! links.) Daher richtet ſich der Kampf in
erſter Linie gegen die Elbe, und mehr noch gegen den Rhein,
d denen ſich der größte Getreide-Jmport vollzieht. Es han-
delt ſich alſo um ein neues Glied in der Kette der Brotver-
teuerung. Hat man doch direkt gefordert, die Tarife nicht
nach dem Preis der Ware, ſondern nach den Geboten einer
nationalen, will ſagen agrariſchen Wirtſchaftspolitik, feſtzu
legen. Die Abgaben für landwirtſchaftliche Produkte ſollen
erhöht, die für andere Produkte herabgeſetzt werden. Hört,
hört! links.) Es heißt ferner: die Höhe der Tariſe iſt ein
Kronrecht, alſo unabhängig von der Bewilligung der Volks
vertretung. D. h. ſind die Abgaben einmal bewilligt, dann
liegt die Beſtimmung ihrer Höhe in der Hand der preußiſchen
Regierung, die ihrerſeits nach dem Diktate der Groß rundbe-
ſitzer handelt. Es hande Ut ſich um den verkehrs-ein dlichen Taärifsabſolutismus des keres
ßiſchen Junkertums, neben dem allenfalls
noch eiſenbahnfiskaliſche Intereſſen inBetracht kommen. i Welt gar S ueretereh

ichsverfaſſun u beſeitigen oder zuinterErtluevech e J. Budde, das geſamte preußiſche Staats
miniſterium erblicke in der Abgabenfreiheit der großen Ströme
eine Ungerechtigkeit. Dieſe Auffaſſung Buddes ſteht mit der
klaren Erklärung, die im Dezember 1903 der Reichskanzler
abgab, in einem Widerſpruche, den hinwegzuräumen ich alle
IJnterpretierungskünſte als ohnmächtig erweiſen. Nahm doch
der Kanzler Bezug auf das Unterweſergeſetz, und dieſe Bezug-
nahme mußte alle Zweifel ausſchließen. Denn damals r
Junge einem natürlichen Flußlauf geradezu eine einzige tünſt iche
Reede gemacht, und troßdem mit Nachdruck feſtgeſtellt, n
Einführung von Abgaben auf dem H. veränderten Fluß
e chsrerſaſ angewidrig ſein würde. In dieſem n m
ſich namenllich auch W n Führer des Zentrums Dr.

Wi ört, hö inks.
l Atte reitet ſchnell. Der Reichskanzler iſt hier

Konſequenzenmacher; er legt. keinen Wert darauſ, daß e
Worte von heute nach Jahresfriſt noch r
qut! links.) Jetzt heißt es: die Regierung den gih r
Lerfaſſungswidrige Abgaben zu erheben. weit die lerdie ſie erheben will, nicht e er ſind. erneut
weſergeſetz ließ alle die Schiffe, die ſchon vor v gut m
die Strede von Bremerhaven bis Bremen Fahren onnte,
abgab Die Leute aber, die jetzt die Einführung vonWgabenfrei. vefü denken nicht daran, etwa allee ahrtzabggr 4 ch rm en ein von Rotterdam bis

di if e ibeſahren können, An ekee zu laſſen. e
Schiffahrtsabgaben läßt ſich nichts einwenden, wenn e
Flußregulterung wirklich im Intereſſe der Gefämlbeit vorge

c

gegen Schif,ahrtsabgaben ausgeſprochen.

nommen wird. Aber nicht darum handelt es ſich: es handelt
ſich, um es noch einmal zu ſagen, um eine neue Erhöh-
ung der Zölle n äber die Tarife hinaus.Dabei haben 90 Proz. gerade der rheiniſchen Landwirte kein
Intereſſe an Getreidezöllen, oder werden direkt durch ſie ge-
ſchädigt. (Sehr richtige links.) Geht die preußiſche Regierung
auf dem eingeſchlagenen Wege weiter, ſo begeht ſie zum
Schaden der breiten Volksmaſſen und zum Nutzen einer Hand-
voll Großgrundbeſitzer einen flagranten Verfſaſ-
ſungsbruch. (Lebh. Zuſt. b. d. S.) Moraliſche Erobe-
rungen wird ſie damit nicht machen: ſchon hat man in der
Düſſeldorfer Handelskammer zum Sammeln gegen den „inneren
Feind“ geblaſen, der diesmal nicht die Sozialdemokratie iſt.

Uns kann es recht ſein, wenn die Regierung dieſe
L wandelt. (Lebh. Beif. bei den Soz.)

bg. Oſel (Zentr.): Es ſollen ja gar keine Abgaben für
Verſchiffung erhoben werden. (Zuruf links: Wofur denn?)
Als die Rheinſchiffahrtsakten abgeſchloſſen wurden, fuhr man
auf dem Rhein mit Kähnen von 300 Tonnen, jetzt aber mit
ſolchen zu 2000 Tonnen. So großartig ſind die Verbeſſerun-
gen der Fahrſtraßen geweſen da kann man ſich nicht mehr auf
alte Abmachungen beruſen. Die freie Kanalfahrt der Franzoſen
erklärt ſich daraus, daß dort die Eiſenbahnen in der Hand
profitmachender Privatgeſellſchaften ſind. Von der ſreien
Ryeinſchiffahrt haben niederländiſche Schiffe den allergrößten
Vorteil. Die Rheinſchiffahrtsgeſellſchaften, die ſich zum Zwecke der
Tariferhöhung ſyndiciert haben, können ſich über eine etwaige
Schädigung der Schiffahrtsabgaben nicht beſchweren. Sudem
wird infolge der für die Landwirtſchaft ſchlechten Handels-
verträge (lautes Lachen links) in den nächſten Jahren der
Getreide- Import ſteigen. Jn Oeſtreich, wo man nationaler
denkt als bei uns, wird man auch einen Antrag auf Schiff-
fahrtsabgaben einbringen. Die Mehrheit meiner politiſchen
Freunde iſt für Schiffahrtsabgaben auf Flüſſen, die durch ein-ſhneidende erbeſſerungen die Natur von Kanälen angenom-
men haben. Wir Bayern ſtehen auf dieſem Standpunkte aus
wohlverſtandenem eigenem Jntereſſe, und nicht wegen der
ſchönen Augen der preußiſchen Junker. Jch mache aus
meinem Herzen keine Mördergrube und geſtehe offen, daß ich
für meine Perſon den s 54 der Reichsverfaſſung beſeitigt zu
ſehen wünſchte. (Hört, hört! links.) Wenn das Jhrer (nach
links) Jnduſtrie nicht paßt, dann wandern Sie nach Aſien oder
Afrika aus! (Beifall im Zentr.)
Abg. Gothein (Frſ. Vrgg.): Der Herr Vorredner ſcheint

die Gelegenheit zu einer Handelsvertragsrede benutzt zu haben.
(Sehr richtig! links Der Abgeordnete Oſel ſollte in ſeiner
eigenen Fraktion Umſchau nach Leuten halten, die ihre Jn-
duſtrie ins Ausland verlegen. (Sehr gut! links.) Das Zen-
trum ſchlägt ſich jeht ſelbſt ins Geſicht, indem es einen Stand-
punkt einnimmt, der dem des Abg. Windthorſt bei der Weſer-
regulierung diametral entgegen geſetzt iſt. Nur in Fragen der
mecklenburgiſchen Verfaſſung bleibt es konſequent. Heiterkeit.
Wenn der Herr Abg. Ofel meint, daß die holländiſchen Schiffe
den Hauptvorteil der Rheinſchiffahrt haben, ſo vergißt er, daß
in der holländiſchen Flußſchiffahrt außerordentlich viel deut-
ſches Kapital angelegt iſt. (Seyhr richtig! b. d. Freiſinnigen.)

Bei den ſüddeurſchen Staaten herrſcht helles Erſtaunen über
die Haltung des Herrn v. Budde. (Hört, hört! links.) Der
Kanzler ſcheint ſeine Meinung ebenſo leicht zu wechſeln, wie
ſeine Uniformen. (Heiterkeit.) Herr Budde meint, die Rechts-
gelehrten würden ſchon einen Ausweg finden. (Hört, hört!
links.) Nun, es gibt ja Leute, die z. B. über die Frage der
Thronfolge efähigung die verſchiedenſten Gutachten je nach Be
darf anfertigen. (Heikereit) Uerrigens verletzt ſchon jetzt
Preußen die Beſtimmung der Reichsverfaſſung, indem es ſeit
einer Reihe von Jahren auch auf der natürlichen märkiſchen
Waſſerſtraße dieſelben Abgaben wie auf den künſtlichen er-
hebt. Es iſt unerhört, daß die Oberrechnungskammer dieſe
verfaſſungswidrigen Ausgaben nicht moniert hat.

Bei den Flußregulierungen handelt es ſich um landwirtſchaft-
liche und nicht induſtrielle Jntereſſen. Wenn heute der alte
Fritz aufſtände, der die Abgaben auf der Netze und Warthe
auſhob, würde er ſeinen Miniſtern nicht nur drohen mit dem
Krückſtocke. (Heiterkeit) Auch das Schleppmonopol verſtsßt
gegen Artikel 54 der ein Auf einzelne Waren
verſchieden hohe Abgaben zu legen, das können nur die be-
fürworten, die die Flußſchiffahrt überhaupt zu Grunde richten
wollen. Jch bin überzeugt, daß im Bundesrate ſich wenig-
ſtens die notwendigen 14 Stimmen finden werden, die den
Artikel 54 aufrecht erhalten. Baden, Heſſen und Württemberg,
auch wohl Anhalt und die Handelsſtadte, auch Bayern wer-
den gegen die Abſchaffung ſein. (Lebh. Beifall links.)

Abg. Wallbrecht (natl.): Es wäre ſchön, wenn wir ſchon
ein ausgebautes Kanalnetz mit freier Fracht, wie in Frank-
reich, htten. Da dies aber nicht der Fall, ſo werden Schiff
fahrtsabgaten zum Ausbau des Verkehrsnetzes dienen. (Bei-
fall rechts.

Abg. Graf Limburg-Stirum (konſ.): Auf die Verfaſſungs
frage will ich nicht eingehen. Man würde ſich doch darüber
nicht einigen; man ſtimmt darüber einfach ab. (Hört, hört!
links.) Die Erklörung des Staatsſekretärs war etwas
pythiſch: man konnte aus ihr dies oder das entnehmen.
Es würde ſich um ſehr geringfügige Abgaben handeln: auf
dem Rhein um 0,04 Pf. pro Tonnen-Kilometer, auf den an-
deren Flüſſen allerdings ein höherer Satz. (Lebhaſter Beifall
rechts.)

Abg. Lattmann (Antiſ.) bezeichnet die Einführung der
Schiffahrtsabgaben als ſozial gerecht und national geſund.
(Beifall bei den Antiſ.)

Abg. Haußmann (Südd. Volksp.): Der Streit darüber,
was die Regierung will oder nicht will, wird durch die
„pythiſche“ Erklärung des Grafen Poſadowosky erſt recht ent
facht ren Jch vedauere, daß der Staatsſekretär ſich ent-
fernt hat.Präſident Graf Balleſtrem teilt mit, daß Graf Poſadowsky
plötzlich abberufen wurde, um an einer wichtigen Konferenz
teilzunehmen.

Abg. Haußmann (fortfahrend) Dann kann uns vielleicht
ein Vertreter des Staatsſetretärs mitteilen, was die Erklärung
des Grafen Poſadowsky eigentlich beſagt. (Heiterkeit links.)
Die badiſche und die bayriſche Regierung haben ſich gegen
die Schiffahrtsabgaben ausgeſprochen, und die württembergiſche
Regierung wird hoffentlich ihrem Beiſpiel folgen. Die Ein-
führung von w. würde die Ueberttagung deralten Hſlaſter und Chauſſeegelder auf die modernen aſſer
ſtraßen bedeuten. Wir vermiſſen eine entſchiedene Stellung-
nahme des Reichskanzlers gegenüber den reichsverfaſſungs-
widrigen Beſtrebungen Preußens. (Bravo! links.)

Ein Vertagungsantrag wird vom Abgeordneten
Dr. Müller Sagan (Freiſ. Volksp.) bekämpft und gegen
die Stimmen der Sozialdemokraten und Konſervativen abge
lehnt.

Abg. Dreesbach (Soz.): Wenn die Schiffahrtsabgaben ſo
gering wären, wie Graf Limburg-Stirum meint, ſo würden
Sie ja kein Intereſſe daran hahen. Aber Sie wollen eine
Verſchärfung des Schutzzolles. Was für die Vieheinfuhr die
Veterinärmaßregeln, ſollen für die Getreideeinfuhr die Schiff
fahrtsabgaben werden. (Lachen rechts.) Herr Oſel kann nicht
m Ramen des Zentrums geſprochen haben, denn im badiſchen
Landtag haben alle Parteien einſchließlich des Zentrums ſich

Hört, hert! bei den

Soz.) Man ſagt, wir ſtehen im Zeitalter des Verkehrs, aber
man will der großen Maſſe des Volkes alle die Vorteile wie-
der nehmen, die ihr durch die wirtſchaftlich-techniſche Entwick
lung zufallen würden. Der Rhein bleibt eine natürliche Waſ
ſerſtraße, auch wenn das Zehnfache der jetzigen Strombauten
vorgenommen würde. So lange 54 beſteht, kann keine
Dialektik der preußiſchen Regierung Abgaben auf dem Rhein
zulaäſſig machen. (Lebh. Bravo! bei den Soz.)

Abg. Dr. Beumer ſnatlib.) erklärt, daß die Mehrheit ſei
ner Freunde die Erhehnng von Schiffahrtsabgaben ohne Aende-
rung der Verfaſſung für ausgeſchloſſen hält. (Bravo! bei den
Natlib.)

Nach weiteren Bemerkungen der Abgg. Oſel (Zentr.) und
Gothein (Freiſ. Vag.) ſchließt die Beſprechung.

Priſident Graf Balleſtrem: Wir kommen zum nächſten
Puntt der Tagesordnung. (Rufe: Vertagen!) Mir liegt kein
Antrag vor. Abg. Sattler, natlib.: Jch beantrage die
Vertagung.) Abg. Müller-Sagan Freiſ. Volksp.): Jch
habe vorhin nur dem Vertagungsantrag widerſprochen, weil
ich dem Herrn Regierungsvertreter Gelegenheit geben wollte,
die „pythiſche“ Erklärung des Reichskanzlers authentiſch zu
interpretieren. Nachdem wir dieſen Gegenſtand verlaſſen haben,
ſtimme ich gern für die Vertagung. (Heiterkeit.)

Die Vertagung wird einſtimmig beſchloſſen
Nächſte Sitzung: Dienstag, 1 Uhr. (Jnterpellation Tri m-born (Zentr.) betr. den 10ſtündigen Marimalarbeitstag.)
Schluß 6 Uhr.

Stadtverordneten Sitzung
vom 6. Februar 1905, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Profeſſor Dittenberger.
Eingänge: Die Petition des Bauaufſehers Höhne der

Mann verlangt mehr Ruhegehalt, denn er iſt 82 Jahre alt, und
mit 380 M. penſioniert worden wurde der Finanzkommiſſion
überwieſen. Der Vorſteher wollte die Sache der Petitions-
kommiſſion überweiſen. Da Stadtv. Kobert aber darauf hin
wies, daß die letztere Kommiſſion nicht ſehr häufig zuſammen
trete, und dies bei dem Alter des Mannes ſehr bedenklich ſei,
entſchied man ſich für die Finanzkommiſſion.

Ein Jnitiativantrag, der von unſeren Parteigenoſſen ein
gebracht iſt. verlangt, für die Familien der ſtrei-
kenden Bergleute im Ruhrgebiet 1000 Mark aus
ſtädtiſchen Mitteln zu bewilligen. Er ſoll, wenn
möglich noch heute beraten werden.

Auf Vorſchlag werden vor der Beratung des Kämmerei-Haus-
haltsplanes eine Reihe kleiner Vorlagen erledigt. OberBürger-
meiſter Staude hat zwar nichts dagegen, wenn „das geehrte
Kollegium“ erſt die andere Tagesordnung erledigt, erinnert aber
daran, daß wir uns Mitte Februar nätzern, wo die Haushalts-
pläne eigentlich beraten ſein möchten. Er hofft. daß mit Fleiß
und Eifer“ gearbeitet werde, damit der Kämmerei-Haushaltsplan
möglichſt bald zum Abſchluß gebracht werden könne.

Ohne Debatte entlaſtet werden die beiden Rechnungen der
Kaſſe und des Erneuerungsfonds des Schlacht und Viehhofes
für 1902 und die Rechnung der kaufmänniſchen Fortbildungs-
ſchule für 1903.

Die Herſtellung von Bürgerfteigen in der Großen Stein
ſtraße und den Kleinſchmieden mit Steinplatten ſtatt mit Beton
belag wird dem Magifſtratsantrag gemäß gutgeheißen. Stadtv.
Thiele weiſt bei dieſer Gelegenheit auf die Eigentümlichkeit
hin, daß in der gedruckten Vorlage auch diesmal wieder nicht
die Schlußziffer angegeben iſt, ſondern auf Akten hingewieſen
werde, die nur dem Referenten zugehen. Das möge in Zu-
kunft geändert werden. Stadv. Steckner ſtimmt dem
Stadtv. Thiele zu und hält ebenfalls für notwendig, daß in
den Vorlagen die Schlußziffern angegeben werden. Es habe
ihm ſelbſt zuweilen Mühe gekoſtet, die Schlußziffern zu er-
u Der Anregung des Stadtv. Thiele ſoll ſtattgegeben
werden.

3200 M. werden nachbewilligt für Mehrverbrauch von
Waſſer beim Begießen von Anlagen im vorigen Sommer, für
vermehrte Anſchaffung von Pflanzen in der Stadtgärtnerei uſw.

Die Zinſen des Kaufmann Beyerſchen Legats werden wie
vorgeſchlagen verwendet.

Den Gebr. Wolf wird der Laden im Grundſtück Sand-
berg 1 bis 1911 für jährlich 750 M. weiter vermietet und ihnen
als Papierlager die jetzige Wohnung des Herrn Tangermann
für jährlich 500 M. (bisher 450 M.) eingeräumt.

Dem Hilfsſchreiber im Feuerwehrdepot werden zum jetzigen
Gehalt von 1200 M. dieſes Jahr 120 M. m ufge, Es ſoll bei
jährlichen Zulagen von 60 M. bis 1500 M. ſteigen.

Petitionen. Es gelangen nun eine Reihe von Petitionen
zur Verhandlung. Stadtv. Krüger beantragt, mit dem ganzen
Reſt von Petitionen, unter denen ſich etliche befinden, die ſchon
im Oktober eingegangen ſind, aufzuräumen. Oberbürgermeiſter
Staude befürwortet, erſt den Etat zu erledigen. Dabei kämen
allgemeine Jntereſſen, bei den Petitionen nur rn
in Frage. Das Kollegium beſchließt jedoch erſt über die

Petitionen. 8Die Petition der Geſchwiſter Jüdel auf 130 Mk. Schaden-
vergütung wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen,
da den Petenten durch eindringenden Kanalſchlamm Waren in an
egebener Höhe verdorben worden ſind. Der Rat ſoll
ich dieſerhalb mit der verſicherungspflichtigen Geſellſchaft

Atlas in Verbindung ſetzen. Der Vertrag zwiſchen der Stadt
und der Geſellſchaft geſtatte leider nicht, die Summe den
Petenten direkt zuzuſprechen.

Die Petition wegen Einführung einer einheitlichen Polizei
ſtunde für Gaſtwirtſchaften c. wird von dem Stadtv. Neſſe
begründet. Redner weiſt darauf hin, daß die Polizeiſtunde inder jetzigen Form vielfach Veranlaſſung ur Unzufriedenheitgebe. Der Polizei ſei heute eine Handhake geboten, Gaſt
wirte c. in unliebſamer Weiſe zur Anzeige zu bringen. Der
Einſeitigkeit ſei Tür und Tor geöffnet. Aus kleinen Wirt
ſchaften werden die Bürger bei Eintritt der vertrieben in die großen Nacht-Cafes. Gerade kleine Wirte werden
dadurch geſchädigt. Die Petttionskommiſſion beantrage, die
Polizeiſtunde einheitlich auf 2 Uhr nachts feſtzuſetzen, doch
ſollten die Lokale, die eine noch ausgedehntere Polizeiſtunde
haben, nicht beſchnitten werden.

Oberbürgermeiſter Staude nimmt „mit Dank“ davon Kennt-
nis, daß Stadtv. Neſſe anerkannt habe, die Polizei ſei die zu
ſtändige Behörde, welche über die Feſtſetzung der Polizeiſtunde
zu verfügen habe. „Sie wiſſen es ja, meine Herren,“ meint
Herr Staude, „daß es gewiſſe Kneipen gibt, bei denen eine
frühere Polizeiſtunde geboten erſcheint.“ Es ſei aber nicht an
gängig, in öffentlicher Sitzung mehr darüber zu ſagen. (27)

Stadtv. Em mer erklärt, er hätte von dem Oberbürgermeiſter
eine bündigere Erklärung erwartet. Das, was Herr Staude

eſagt hat, bedeutet nichts. Was die Petenten verlangen, ſei
ehr einfach und klar. Man möge die kleineren Bürger nicht

noch länger bevormunden, wo die ſog. beſſeren Bürger bis 3
und 4 Uhr nachts in den Cafés zubringen. Die Völlerei treffe
man durch die jetzige Polizeiſtunde nicht.

Stadtv. Thiele: Jch verſtehe nicht, wie die Gaſtwirte ſich
ſelbſt die Rute der r r aufbinden wollen. Grund
ſätzlich müßten ſie Aufhebung derſelben fordern, und
höchſtens nur eventuell die Hinausſchiebung bis 2 Uhr. Es ſei
lächerlich, anzunehmen, durch die Polizeiſtunde für Gaſtwirt
ſchaften werde die Sittlichkeit gehoben. Wäre das der Fall, ſo
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müßten doch die Städte, in denen keine Polizeiſtunde beſteht,
weſentlich unmoraliſcher ſein als die Städte mit Polizeiſtunde.

nd unter den letzteren müßten wiederum die mit früher
olizeiſtunde am ſittlichſten daſtehen. Das iſt nicht der Fall.

iſt eine unleidliche Krähwinkelei, dem Staatsbürger vor
eiben zu wollen, bis wann er im Wirtshaus ſitzen dürfe.

ſewiß könne jeder ſchon bis um zehr Uhr genug getrunken
wenn er gegen abend zum Schoppen geht. Aber wenn

ſich dann einige Freunde bei einem Glaſe Bier gemütlich treffen,
iſt's höchſt unleidlich, daß die Polizei ihnen vorſchreiben will,
wie lange ſie beieinander bleiben dürfen. Da die CafsReſtau
rants die ganze Nacht offen bleiben dürfen, treibt ihnen die
Polizei nur die Gäſte zu, die ſonſt bei anderen Wirten noch
ein Glas Bier trinken würden. Vergeſſen darf auch nicht
werden, daß die Polizeiſtunde ſchon gar manchem Wirte gegen
über als Schikanierſtrippe“ benutzt worden iſt. Wen
die Polizei ſchikanieren will. den kann ſie alle Augenblicke mit
der Volizeiſtunde packen. Solche Macht darf der Polizei nicht
egeben werden. Sind in einer Lokale nur noch einige Gäſtea ſpäter Stunde anweſend, dann weiß der Wirt allein ſchon.

er zu tun hat, um ſie ſich vom Halſe zu ſchaffen. Es
deshalb grundſätzlich Beſeitigung der Polizeiſtunde, die eine
winkelei iſt, gefordert werden. Die e ma gige Hinaus-ſchiebung bis 2 u ndeſte, was zu ver

langen iſt.
Das Kollegium ſtimmte mit Ausnahme einiger „Erſtklaſſigen

dem Beſchluß der Petitionskommiſſion bei.
Die Petition wegen Einführung von Licht und Luft-
rtbädern wird von dem Stadtv. Kobert vorgetragen.

edner meint, in dem Verlangen nach ſolchen Bädern liege
viel Gutes, man wolle aber, da Halle bereits im Süden und

je ein Lichtbad hat, die Privatunternehmer nicht

ſt

hr wäre das allermi

digen. Deshalb empfehle die Kommiſſion, dem Magiſtrat
Petition als Material zu überweiſeeonn.

Stadtv. Krüger weiſt darauf hin, daß in Halle ſchon
ancher Fortſchritt an dem Privatintereſſe, dem man gewöhn-o nicht entgegenwirken will. geſcheitert iſt. Vieles ſcheitere

auch an dem Dalles der Stadt. Erinnert werden müſſe bei
dieſer Gelegenheit wieder einmal an den ſchon lange erwarte-
ten Bau des Volksbades. Man könnte ja ſagen, man möge
die vorliegende Petition dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
überweiſen, aber jedenfalls gehe das Volksbad vor. Das

liege näher als der Rock. Seit 15 Jahren iſt, vom
lksbad die Rede, aber auch heute ſind wir ſeiner Ausführung

neg nicht näher getreten.
ürgermeiſter v. Holly: Wenn die Stadt Fortſchritte

machen will, da wollen gerade die Freunde nichts bewilligen,
wie bei der Kanalgebühr. (Lachen bei den Sozdem.) Manches

dere iſt noch viel nötiger, als Erholungsplätze für Leute im
mskoſtüm. Die Errichtung eines Volksbades wird nicht

auf die lange Bank geſchoben. (Stadty. Thiele: Na nu!
P lang muß denn dann eine „lange Bank ſein Wenn die

an erledigt ſein werden, wird Jhnen eine Vorlage
zugehen.

tadtv. Krüger: Mit dem Mangel an Geld arbeitet der
Magiſtrat wie mit einem Schreckgeſpenſt. Früher wurde ein-
mal vom Magiſtratstiſche aus geſagt, es ſeien 40000 Mark für
ein Volksbad bereits vorhanden. Mag nur der Magiſtrat eine
Vorlage bringen, am Bewilligen des Geldes werden wir's
nicht fehlen laſſen. Solche Steuer freilich, wie die Kanal-
ſteuer, bewilligen wir nicht.

Stadtv. Pfautſch macht darauf aufmerkſam, daß die Er-
füllung der Petition nichts weiter koſte, als eine Umplankung
eines Platzes. Jeder, der ſchon Luft und Sonnenbäder ge-
nomwen habe, wiſſe, wie zü ſie dem Körper bekommen.

Das LKollegium tritt dem Beſchluſſe der Petitions-Kom-
miſſion bei.

J Keßler, der Beſitzer der beiden Panoramen, muß
täglich für jedes derſelben 2 Mk. Luſtbarkeitsſteuer“ zahlen.
Seine wiederholten Geſnche an den Wagiſtrat um Ermätzigung
ſind wriolgto geweſen. Die Petitions Kommiſſion iſt der Ueber
zeugung, daß das Panorama überhaupt nicht der Beſteuerung
nach der Luſtbarkeitsſteuer Ordnung unterſtehe, und beantragt
durch Stadtverordneten Berghaus, dementſprechend einen Be-ſchluß zu n Der Beſitzer zahle jährlich 12 Mk. Einkommen-

ſteuer, 16 Mk. Gewerbeſteuer, aber 1440 Mk. Luſtbarkeitsſteuer
Heiterkeit Seine Einnahmen betrügen an manchen Tagen

um zwei, drei Mark. Dazu gewähre er den Schulklaſſen für
s Pfg. pro Kind die Beſichtigung.

Bürgermeiſter v. Holly gibt zu, daß die Beſteuerung im
vorliegenden Falle eine gewiſſe Härte bedeute. Aber die
3 Steuerordnung laſſe etwas anderes nicht zu. Er bitte

as Kollegium, die Petition dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
zu überweiſen und eine Aenderung der Luſtbarkeitsſteuer derart
zu beantragen, daß für ſolche Unternehmen die Steuer ermäßigt
wird. Herr Keßler habe ſich bereits an den Bezirksausſchu
gewendet, aber dieſer habe entſchieden, daß der Magiſtrat nach
der geltenden Steuerordnung nicht anders handeln könne.

Stadtv. Meyer beantragt, die Petition dem Magiſtrat zur
erückſichtigung zu überweiſen. Für die Schulkinder ſei der
eſuch der Panoramen ſehr bildend.
Stadtv. Thiele: Den Beſchluß der Petitions Kommiſſionhalte ich für durchaus richtig. Auch ich beſtreite, daß die Luſt-

barkeitsſteuer auf ſolche Unternehmen angewendet werden darf,
denn es handelt ſich gar nicht um eine Luſtbarkeit, ſondern um
einen wiſſenſchaftlichen künſtleriſchen oder bildenden Zweck.
Daß der Bezirksausſchuß anders entſchieden hat, kümmert uns
nicht. Wir haben ſeinerzeit leider die Luſtbarkeitsſteuer
utgeheißen, und wir wiſſen darum, was beſteuert werdenſollte ir können uns nicht vom Bezirksausſchuß ſagen laſſen,

was wir gewollt haben. Wenn der Petent 12 Mk. für ſein
Einkommen und 16 Mk. für ſein Gewerbe jährlich Steuer
zahlt, aber 1440 Mk. Vuſtbarkeitsſteuer, ſo zeigen ſchon dieſe
Ziffern die ganze Ungeheuerlichkeit des Magiſtratsſtandpunktes.

Jch beſuche gern die Panoramen: ſie ſind äußerſt künſtleriſch
und bildend. Es wäre mir lieb, wenn Schulrat Brendel ſeine
Anſicht äußern wollte. (Das hat Herr Brendel nicht getan,
obwohl er anweſend war und privatim ſich äußerſt abſprechend
über die Unterſtellung der Panoramen unter die Luſtbarkeits-
ſteuer ausgelaſſen hat.) Die Petition zur Berückſichtigung zu
überweiſen, wäre verkehrt. Damit würden wir die Berechtigung
der Beſteuerung an ſich anerkennen. Wir müſſen vielmehr er
klären, daß nach unſerer Ueberzeugung die Beſteuerung zu Un-
recht erfolgt iſt. Der Petent veranſtaltet keine Luſtbarkeit, ſon
dern betreibt ein Geſchäft, für das er ſeine Einkommen und
Gewerbeſteuer bezahlt. Dadurch, daß er etwas daran verdienen
will, wird das Unternehmen noch lange nicht zu einer Luſtbar-
keit. Auch an einer Aenderung der Luſtbarkeitsſteuer Ord-
nung liegt mir nichts. Mag das Ding lieber bleiben, wie es
iſt und möglichſt bald unter der Laſt ſeiner Sünden zuſammen-
brechen. Jch erwarte vom Magiſtrat, daß er dem Beſchluß des
Kollegiums diesmal Rechnung trägt. Wir können ihn zwar
dazu leider nicht zwingen, aber wir können ihn, wenn's ſein
muß, „zwiebeln“.

Bürgermeiſter v. Holly erſucht, das Vorkommnis nicht zum
Gegenſtand eines Konfliktes zu machen. Er behauptet wieder-
holt, die Beſteuerung ſei zu Recht erfolgt, der Magiſtrat habe
garnicht anders handeln dürfen.

Vorſt. Prof. Dittenberger: Es liegt in der Beſteuerung
in der Tat eine erorbitante Unbilligkeit, eine Ungeheuerlichkeit
vor. Auch ich kann die Entſcheidung des Bezirks Ausſchuſſes
nicht als richtig anerkennen. Daß Herr Keßler durch ſein Pano-
rama etwas verdienen will, iſt nicht das Charakteriſtikum für
Beſteuerung als Luſtbarkeit, ſonſt müßte auch jede private Lehr-
anſtalt nach der Luſtbarkeits-Ordnung beſteuert werden. Auch
uf S 0 kann ſich der Magiſtrat nicht berufen. Darnagch ſollenſeuerfrei bleiben Unternehmungen die nur künſtleriſchen, bil-

denden oder unterrichtlichen Zweck haben. Der Magiſtrat legt
nun das „nur“ ſo aus, als dürfe nicht auch ein Erwerbszweck
nebenher gehen. Das iſt falſch. Das „nur“ ſoll heißen daß

den genannten bildenden Zwecken uicht auch eine bloße
erſtrebt wird. Das iſt aber bei den Panoramen

es wird mir vielmehr beſtätigt, was Hr. Thiele
hen künſtleriſchen Wert der Panoramen geſagt hat.

Jch kann nach all nur den Beſchluß der Petitions Kom-ahnen für vollſtändig korrekt erklären.

Stadtv. Grote: kann den vorgeſ ren Weg a
gangbar bezeichnen. Das Ortsſtatut für die LuſtbarkeJ darf nicht durchbrochen werden. Gehen Sie den Weg,

den Stadtv. Meyer vorgeſchlagen hat. Wollen Sie ueßlich
die ganze Luſtbarkeitsſteuer beſeitigen, ich habe nichts dagegen
ich würde der erſte ſein, der dafür ſtimmt.

Stadtv. Bangert bezweifelt überhaupt. Ja der Heng ein
Panoramas r ſei; man möge den Begriff Luſt
arkeit nicht zu ſehr dehnen. 8v. Holly hält ſeinen früheren Standpunkt

aufrecht; der Vorſteher empfiehlt aber nochmals dem Antrageder Vetitions Kommiſſion beizutreten. Davon könne keine Rede
ſein, den Magiſtrat in einer Sackgaſſe ſang zu wollen.
Stadtv. Gieſe tritt den Ausführungen des Vorſtehers bei.

Stadtv. Thiele macht darauf aufmerkſam, da Herr v olly
aus der Steuergrdnuna verleſen hat, Panoramen“ ſeien
mit 2 M. täglich zu beſteuern, daß es ſich ja ſzr nicht im
eigentlichen Sinne um ein Panorama handele ſondern um
arbige Stereoſkopen. Wenn Wer e den Namen
eines Unternehmens ändere, könne ihm überhaupt nicht beige

kommen werden. Stadtv. Föhring tritt für die Magiſtrats-
Auffaſſung ein. Schließlich wird der Antrag der Petitions
Kommiſſion gegen eine große Minderheit abgelehnt und darauf
der Antrag auf Berückſichtigung einſtimmig angenommen.

Der Etat des Stadt Theaters erfordert rund 57 000 Mk.
ſtädtiſchen Zuſchuß für Verzinſung und Rückzahlung der Bau-
anleihe. Der Jahresbedarf beziffert ſich, ſoweit die Stadt ihn

u decken hat, auf 64000 Mk. (na. rlich ohne die Gagen für diedis u fie Perſonal). Dazu hat die Stadt 26 000
ark Zuſchuz zu leiſten.Stadtv. D3 l er: Eine mir bekannte Dame wollte ein Billett

für 60 Pf. zu einer Volksvorſtellung haben. Dieſe Plätze waren
an der Kaſſe ausverkauft. Die Dame wurde aber an den
Kellner im Theater Reſtaurant gewieſen. Sie wendete ſich an
denſelben, und der Kellner hatte in der Tat ein ganzes Päckchen
von Billetts; aber für 60 Pf. wollte er keins ver-
kaufen. (Hört, hörth) Das iſt ein Mißbrauch, der beſeitigt
werden muß.

Oberbürgermeiſter Staude: Herr Direktor Richards wird
ſicher davon nichts wiſſen und alles tun, daß ſolche Vorkommniſſe
in Zukunft vermieden werden.

Stadtv. Thiele: Auch ich glaube, daß Herr Richards von
ſolchen Mißbräuchen nichts weiß. Es gibt aber noch andere
Uebelſtände bei den Volksvorſtellungen zu rügen. Man ſieht
da auf den beſten Plätzen ſehr viele Leute, für welche die billigen
Volksvorſtellungen nicht eingerichtet worden ſind, und die ſich
ſchwer hüten, ſonſt zum „Volke“ gezählt zu werden. Bedacht iſt
auch zu nehmen darauf, daß die teuren Plätze bis auf den
fünften Teil ihres Preiſes ermäßigt worden ſind, dagegen be-
trägt die Verbilligung auf der Gallerie bei weitem nicht ſo viel.
Auch iſt die Garderobe im Verhältnis zu dem Eintrittspreiſe
für die Galerie zu teuer. Auf die paar Hundert Mark kann
es doch wirklich nicht ankommen.

Oberbürgermeiſter Staude: Die Preiſe ſind vertragsmäßig
geregelt, da läßt ſich jetzt nichts tun. Wie ſtimmt übrigens das
Verlangen des Vorredners, beſſer ſituierte Leute ſollten ſich von
den Volksvorſtellungen fernhalten, mit dem Grundſatze
vom gleichen Recht für alle zuſammen? Cachen bei
den Sozd.) Das, was der Herr Vorredner erſtrebt, wird erſt
kommen, wenn eine andere Staats und Geſellſchaftsordnung
da ſein wird. (Erneute Heiterkeit b. d. Sozd.)

Stadtv. Krüger: Jch muß meiner Verwunderung darüber
Ausdruck geben, in welcher Weiſe Herr Staude als Stadtober-
hauvt die Gleichberechtigung ausgelegt hat. Hier giebt
es ſchon lange eine Sozialdemokratie Herr Staude ſcheint von
dieſer Bewegung aber wenig gelernt zu haben. Die Gleich-
berechtigung muß hier ſo ausgelegt werden, daß den ärmeren
Kreiſen, die ſonſt Theatervorſtellungen nicht beſuchen können, die
Gelegenheit durch Verbilligung der Plätze geboten wird. Herrn
Staudes Standpunkt der Gleichberechtigung paßt gerade ſo
ins Muſeum als Merkwürdigkeit wie der Kopf auf der Eſſe
vom Brückenhäuschen an der Peißnitz. (Heiterkeit.) Eine Arbeiter
frau wird es jedenfalls nicht geweſen ſein, die im Theater-
Reſtaurant Billette verlangt hat, denn dann würde Herr Döhler
nicht den Ausdruck „Dame“ gebraucht, ſondern von einer „Frau“
geſprochen haben. Daß es jene Billette im Theater- Reſtaurant
gibt, macht die Sache noch bedenklicher; denn Arbeiter wagen
ſich, möchte man ſagen, ins Theater- Reſtaurant gar nicht hinein.
Jn einigen Städten werden die Billette zu Volksvorſtellungen
gegen Arbeiterlegitimationen verabreicht. Hier in Halle müſſen
gewiſſe Leute wohl erſt durch den Arbeiterſchweiß zurückgehalten
werden, den Arbeitern nicht die beſten Plätze wegzunehmen. Jm
Parterre ſieht man bei Volksvorſtellungen häufig Leute, die ſich
ſonſt nicht zum großen Volke rechnen. Es ſcheint, als könnten
jene Leute nur dann davon abgehalten werden, den Arbeitern
die beſten Plätze wegzunehmen, wenn die Arbeiter in ihrer
„Arbeitskluft“ das Theater beſuchen. Vor dem Arbeiterſchweiß
würden die andern Leutchen ſich wohl zurückziehen. Der Etat
wird genehmigt.

Der Haushalt der Berechtigungen ſchließt in der Ein
nahme mit 54372 Mk. ab. Es finden ſich darin die ver-
ſchiedenen Anerkennungs gebühren und kleinen, zum Teil aus
dem tiefen Mittelalter herrührenden Abgaben, ſo z. B. „Bet-
glockengelder“ (172 Mk.), „Lehngelder“ (12 Mk.), „Heugeld“ von
Häuſern des Neumarktes (78 Mk.), „Kalandszinſen“ (58.75 Mk.)2c.

Stadtv. Thiele regt an, daß im nächſten Jahre, wenn die
Verpachtung des Marktſtandgeldes abläuft, die Stadt die Ein-
kaſſierung des Standgeldes ſelbſt in die Hand nimmt. Der
jetzige Pächter zahlt 25 700 Mk. Jahrespacht. Ohne Zweifel
macht er ein vorzügliches Geſchäft dabei. Da die Stadt oft
um Pfennige hadert ſiehe Panorama-Debatte iſt es un-
begreiflich, daß ſie jährlich viele Tauſende einem Privatmann
profitieren läßt. Dazu komme, daß die eigentliche Arbeit bei
Erhebung des Marktſtandgeldes ja doch von ſtädtiſchen Be
amten bejorgt wird.

Die Straßenbahn zahlt dieſes Jahr an die Stadt vonder Einnahme 14850 Mk. Da eine Petition wegen der Miß-
ſtände im Straßenbahnweſen vorliegt, will Redner vorerſt anf
eine Beſprechung derſelben verzichten. Auskunft verlangt
Redner darüber, wie die hieſige Volizei ſich habe geſtatten
können, dem Unternehmer der Zeitungsverkaufsſtände auf dem
Markt, an der Hauptpoſt und am Riebeckplatze nahe zu legen,
er ſolle keine Volksblätter mit feilbieten. Die
neueingeführte Gebühr von jährlich 10 20 Mk. für einen
Schaukaſten ſei nicht zu billigen. Entweder ſtören dieſe Käſten
den Verkehr. dann ſoll man ſie entfernen laſſen oder ſie ſtören
nicht, dann ſoll man ſie nicht extra beſteuern. Sie ſtehen laſſen
und beſteuern, erinnert recht an den Ablaßhandel, nach dem
man zwar ſündigen durfte, aber dafür bezahlen mußte.

Stadtrat Walger: Der Uebernahme des Marktſtandgeldes
in eigene Verwaltung ſtehe ich freundlich gegenüber. Nächſtes
Jahr wird zu prüfen ſein, ob es durchführbar iſt. Die Ab-
gabe für Schaukäſten iſt keine Steuer, ſondern eine Anerkennungs-
gebühr. (Stadtv. Thiele: Das ändert doch an der Sache nichts
Die Schaufäſten, welche den Verkehr hemmen, werden nicht be
ſteuert, ſondern müſſen beſeitigt werden.
Bürgermeiſter v. Holly und Stadtrat Winter erklären,
ihnen ſei von dem Verbote, in den offenen Zeitungsverkaufs-ſtänden das Volksblatt nicht mit auszulegen, nichts bekannt

Der Haushalt für die Straßenbeleuchtung erfordert
285 140 M. Davon erhalten die ſtädtiſchen Gasanſtalten
191561. M., das ſtädtiſche Elektrizitätswerk 78914 M. und die
Gasanſtalt Giebichenſtein 14664 M.

Stadtv. Emmer äußert Wünſche betreffs beſſerer Beleuch
tung. Stadtv. Grote teilt mit, daß für die Peripherie der
Stadt bereits weitere Petroleumlaternen vorgeſehen ſind.

Dre halt a fit, dis Sotere Mag genſchale le wir
debattelos genehmigt. Bei 90500 M. Geſamtbe trägt der
ſtädtiſche Zuſchuß 20900 M. für jede Schülerin 38.70 M..

ie tiſchen Mittelſchulen erfordern bei 416692 M.Geſamtbedarf einen Zuſchuß von 281 822 M. (pro Schüler,

deren beträgt, 55 M.) Die r r hat200 M. ehrmittel an unbemittelte Schüler geſtrichen.
Stadtſchulrat Brendel erſucht um Wiederherſtellung des Be
trags. Stadtv. Em mer ſchließt ſich dieſem Wunſche an.

Stadtv. Thiele tadelt energiſch. daß durch Bevorzugung der
Mittelſchule die Volksſchule zur „Armen Leute Schule degra-
diert werde. Es ſei anzuerkennen, daß unter Herrn Brendel
die durchſchnittliche Schülerzahl der Volksſchulklaſſen herab
gegangen ſei, ſie betrage aber noch immer 52. Alle Eltern, die
es nur irgend erſchwingen können ſchicken ihre Kinder in die
Mittelſchulen. Das iſt für die Volksſchule nachteilig. Nicht
nur die Schüler ſondern auch die Lehrer der Mittelſchulen
halten ſich für etwas Beſſeres als die in den Volksſchulen.
Es müſſe der Lehrplan der Volksſchule erweitert werden, viel
leicht durch fakultative Aufnahme einer fremden Sprache.
Aufs entſchiedenſte zu rügen ſei, daß der Magiſtrat nicht einmalKnaben aus den Boltsſchulen als Schreiber einſtellt, ſondern
nur ſolche aus Mittelſchulen. Das ſei eine offizielle Herab-
würdigung unſerer Volksſchulen, die allerdings den Vergleich
mit den Volksſchulen anderer Städte nicht aushalten können,
obwohl ſich Halle ſtolz eine „Schulſtadt“ nennt.

Schulrat Brendel gibt zu, daß die Maßnahme des Magi-
ſtrats, nur Mittelſchüler einzuſtellen, eine gewiſſe Härte bedeute,
aber die Beſtimmung beſteht nun einmal. Jhm ſei der Beſuch
der Mittelſchulen noch nicht ſtark gen. Namentlich in letzter
Zeit ſei die Zunghme infolge mißlicher Erwerbseverhältniſſe
grring geweſen. Auch in den Volksſchulen ſei ein ſehr gutes
Material zu finden.

Vorſteher Dittenber 45 wundert ſich. daß Thiele nicht
mehr für die Einheitsſchule eingetreten iſt. Wenn einmal
Mittelſchulen beſtehen, ſo müßten ſie auch einen weitergehenden
Lehrplan haben.

Stadtv. Oſterburg. Manche Klaſſen der Mittelſchulen
haben bis 50, ja über 50 Schüler. Das iſt zu viel. 40 Schüler
ſollten die Höchſtzahl ſein.

Stadtv. Meyer: Eine Erweiterung des Lehrplanes für die
Volksſchule iſt nicht angängig. Jm Gegenteil erſtreben manche
jetzt eine Einſchränkung des Lehrſtoffes in der Volksſchule.
Das Verhältnis der Lehrer an den Mittel und den Volks-
len iſt ein ganz kollegiales, von einzelnen Ausnahmen ab
geſehen.

Stadtv. aräge x tritt für die 200 M. ein, da ſie ein erſter,
wenn auch nur ſchüchterner Schritt ſeien auf dem Wege der
unentgeltlichen Lehrmittellieferung.
„„Stadtv. Thiele: Jch habe heute mich um deswillen nicht
über die Notwendigkelt der Einheitsſchule verbreitet, weil ich
nur direkt zum Etat reden wollte. Selbſtverſtändlich bin ich
der ſtrikteſte Befürworter der Einheitsſchule, die allein im ſtande
iſt, das Niveau der Volksſchulbildung ſo zu heben, wie wir
wünſchen. Mindeſtens ſollte bis zum zehnten Jahre, bis wo-hin Volks und Mittelſchule gleichen Jehrplan haben, eine Ver-

ſchmelsung erfolgen.
Unter Ablehnung des Antrages auf Wiedereinſtellung der

200 M. wird der Haushalt genehmigt.
Der ſozialdemokratiſche Antrag auf Bewilligung von 1000 M.

für die Familien der ſtreikenden Ruhrbergleute wird mit Ein
willigung der Antragſteller in nächſter Sitzung verhandelt.
Hierauf Schluß der öffentlichen Sitzung /29 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, 7. Februar.

Aus dem Stadtverordnetenſaagle.
Auch geſtern ſchlug es /410 Uhr, als die Sitzung beendet

war. Den Schluß bildete die einſtimmige Annahme eines An-
trages der Finanzkommiſſion, den Magiſtrat zu erſuchen,
in Zukunft bei Erteilung von Auskünften an das
Kollegium nur genau die Wahrheit zu ſagen. Es
war nicht die einzige bittere Pille, die der Magiſtrat geſtern
zu ſchlucken bekommen hat; aber es mag die bitterſte geweſen
ſein. Berechtigt war der Antrag im hohen Maße. Die Sache
war ſo gekommen: Jm Dezember erhielt das Kollegium den
Antrag auf Anſtellung eines Kriminal-Kommiſſars. Es wur-
den für denſelben 2840 M. Gehalt gefordert, da er bereits
jetzt in Berlin reichlich ſo viel habe. Das Kollegium lehnte
die Anſtellung wegen der Gehaltsforderung ab. Darauf bot
ſich der Bewerber für 2600 M. an, und als die Stadtverord-
neten auch darauf nicht eingingen, forderte er 2400 M. Das
mußte natürlich ſtutzig machen, und Stadtv. Döhler zog in
Berlin Erkundigungen ein. Da ſtellte ſich heraus daß der
Herr jetzt nicht 2840 M. bezieht, wie dem Kollegium mitgeteilt
worden war, ſondern 1500 M., wozu noch an Kleidungsgeld,
Wohnungszuſchuß, Gratifikation u. ſ. w. 810 bis 870 M. kom-
men, ſo daß ſeine Geſamteinnahme höchſtens 2370 M. beträgt.
Das n an der falſchen Auskunfts Erteilung iſt
aber, daß den Berliner Bewerber keine direkte Schuld daran
zu treffen ſcheint. Er hat nur geſchrieben, 2840 M. ſei das
Höchſteinkommen, das er in ſeiner jetzigen Stelle erreichen
könne. Die Vorverhandlungen mit ihm waren von dem Ober
Polizei Jnſpektor Weydemann geführt worden, und ein Be
amter der hieſigen Kriminalpolizei hatte mit dem Bewerber
perſönlich in Berlin geſprochen. Stadtv. Döhler beriehtete
geſtern über die Angelegenheit und gab zum Schluß das
Urteil eines geſtern abweſenden Kollegen über das Ver
halten des Magiſtrats in dieſer Sache zum beſten. Das
Urteil war ſo überaus draſtiſch, daß es zwar die lebhafte
Zuſtimmung eines großen Teils des Kollegiums fand, den Vor
ſteher aber zu der Bemerkung veranlaßte, wenn Herr Döhler
das Urteil als eignes geäußert hätte, würde er einem Ordnungs-
ruf nicht entgangen ſein. Herr Staude hatte ſchon vor Beginn
der heiklen Debatte mit den anderen Beſoldeten und Unbe-
ſoldeten die Sitzung verlaſſen. Herr v. Holly allein „füllte“ die
Magiſtratsbänke. Er beteuerte, er beſchwor, er bat, er wuſch
rein, ſo viel er konnte, ja er drohte zuletzt damit, der Magiſtrat
ſei bei der Anſtellung nicht an den Beſchluß des Kollegiums
gebunden, ſofern der Einſpruch ſich nicht gegen die Gefundheit,
die amtliche Tätigkeit oder die perſönliche Moralität des Be
werbers wende es half ihm alles nichts. Nur ſieben Stadt
verordnete ſtimmten für Anſtellung; die andern waren dafür
nicht zu haben. Aber auch die Sieben ſtimmten freudig dem
eingangs erwähnten Antrage der Finanzkommiſſion zu.

War die Debatte in der geſchloſſenen Sitzung der intereſſanteſte
Teil der geſtrigen Verhandlungen, ſo fehlte es auch vorher nicht
an bedeutſamen Momenten. Herr Staude hat ſich neuerdings
angewöhnt, bei geſchäftlichen Dispoſitionen den Stadtverord-
neten ungebeten ſeinen guten Rat zu erteilen. Anch geftern ge
ſchah das zweimal. Gleich zu Anfang beantragte Stadtverord
neter Blumentritt, es möchten doch erſt die kleinen, ſchon ſeit
mehreren Wochen unerledigt mitgeſchleppten Gegenſtände er
ledigt werden, ehe die Beratung der aushaltspläne fortgeſetzt
werde. Herr Staude hielt es für nötig zu erklären, er habe „richts
dagegen“; nur möge dann das „geehrte Kollegium mit Fleiß
und Eifer“ in der Beratung der Haushaltspläne fortfahren
Das Oberhaupt wird ſich gefallen laſſen müffen, wenn ihm
bei erſter Gelegenheit erklärt wird, er möge ſeinen guten Rat
und ſeine Mahnungen für ſich behalten. err Staude
nur dafür ſorgen, daß im Rathauſe übergh, und von jedem
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n und Eifer gearbeitet wird, nicht wizu hat, dann werden ge G3:chel es getan
neten gern zufrieden ſein; ſeiner Mahnungen bedürfen ſie
nicht.

aufädig in die S e a rege Ref 1 7
weiterung und Einheitlichkeit der Polizeiſtundedabei der Polizeiverwaltung einige viere W See
begann ſeine iderung damit, daß er „mit Dank von dem
Zugeſtändnis des ger Neſſe Kenntnis nehme, daß die Polizei
die zuſtändige Behörde ſei. Niemand wird ſich mehr gewundertz S Ig. daß er für ſeine Ausführungen den

berbürgermeiſters, der nicht nur dasStadt ſondern auch das der Polizei u einheimſen Kone be

Zuletzt weckte Herr Staude die laute Heiterkeiozialdemokratiſchen Bänken dadurch, daß 2 im terte z

r. chen Gleichheitsprinzips für berechtigt erklärte,
allerlei wohlhabende Leute die billigen Preiſe der Volks

Vorſtellungen benutzen und den Arbeitern, für welche dieſe
Vorſtellungen beſtimmt ſind, die beſten Plätze wegnehmen.
Genoſſe Krüger ließ es ſich angelegen ſein, den Herrn Oberbürgermeiſter zu belehren, daß ſein e ein etwas

t ebenſo im Muſeum aufewa zu werden verdiene wie der Eſſenkopf vo eißnitzBrückenhaus, das der Stadt 10 000 e ecer w Betboty

Eine Stunde Zeit koſtete der Verſuch, Herrn v. Holly zu
überzeugen, ein Panorama ſei keine Luſtbarkeit. Aber Herr
v. Holly ließ ſich nicht bekehren. Das Unternehmen nennt ſich
Panoramo, ergo muß es mit 2 M. täglich beſteuert werden.
Wenn morgen jemand in einen alten Kaſten ein Dutzend Paar
Stiefel ausſtellt und nennt das „Stiefel-Panorama“, ſo koſtet
ihn der Witz jährlich 720 M., und wenn er zwei ſolche Käſten
ausſtellt, ſind 1440 M. gefällig.

Freilich: Herr v. Holly iſt von ſo einnehmender Gemütsart,
daß er ſchließlich auch Sitzungen auf Grund der Luſtbarkeits-
ordnung Seſteuert nähme. Er nimmt alles, alles

Die Krbeiterſchaft und der Wergarbeiterſtreiß.

Eilenburg.
Das Gewerkſchaftskartell ſandte wieder 100 Mk ab, bisher

ſind von Eilenburg 400 Mk. abgeſchickt. Die Adreſſe des
Kartellvorſitzenden iſt in der vorigen Notiz falſch angegeben,
ſie lautet nicht Steinſtraße 24, ſondern Rich. Plätzſch,
Karlſtr. 34. Die Liſteninhaber ſeien auf die jeden Sonn
tag ſtattfindende Abrechnung aufmerkſam gemacht.

Am Sonnabend referierte in öffentlicher Verſammlung Gen.
Thiel e-Halle über das Thema: Bergarbeiterſtreik im Ruhr-
gebiet umd die Unruhen in Rußland. Er verſtand, in packen-
der trefflicher Weiſe die Urſachen des Streiks zu ſchildern; die
niederträchtige Ausbeutung der Arbeiter durch das Wagen-
nullen, das Syndikatsweſen, Zechenlegen und die rohe Be-
handlung im Gegenſatz zu den Rieſenprofiten der Gruben-
beſitzer erfuhr durch den Redner eine gründliche Beleuchtung,
ſo daß die zahlreich anweſenden Beſucher ein klares Bild von
den Vorgängen erhielten. Von einer Debatte wurde des großen
Eindrucks wegen, welchen der Vortrag auf die Verſammlung

hatte, abgeſehen. Eine Tellerſammlung für die Strei-
enden ergab das Reſultat von 31 Mk.
Auch der hieſige Evang. Arbeiterverein hat ſich

nunmehr auf ſeine Pflicht gegenüber den ſtreikenden Bergarbei-
tern beſonnen. Jn ſeiner vorige Woche ſtattgefundenen Gene-
ral- Verſammlung beſchloß der Verein, eine Sammlung ein-
zuleiten, indem man Sammelſtellen einrichtete. Dabei hat man
ſich ſonderbarerweiſe auch an einige Wirte mit ausgeſprochenem
Arbeiterverkehr gewandt, und noch ſonderbarer iſt es, daß dieſe
Wirte auch darauf eingegangen ſind. Es gewinnt dadurch
den Anſchein, als ob man auch hier auf das Arbeiter-Publi-
kum rechnete. Hoffentlich wiſſen die Arbeiter demgegenüber
die richtige Antwort und geben ihr Scherflein nur an unſern
Sammelſtellen ab. Wir haben keine Veranlaſſung, den Erfolg
dieſer ſpäten Sammlung durch Groſchen der Arbeiter ver-
größern zu laſſen.

Eigentümlich berührte es, daß nicht der große Arbeiter
freund Paſtor Dr. Büchting die Anregung zur Sammlung
gab, ſondern ein anderes geiſtliches Mitglied dieſes „Arbeiter-
vereins.“ Herr Paſtor Büchting läßt ſich doch ſonſt keine Ge
legenheit entgehen, ſeine Arbeiterſreundlichkeit zu zeigen. Wo

blieb er hier
Die Arbeiterſchaft und die Kraukenkaſſen.

Geſtern abend ſind in zwei hieſigen Krankenkaſſen die organi-
ſierten Arbeiter mit Erfolg auf die Wahrgng ihrer Rechte be
dacht geweſen. Die Allgemeine Giebichenſteiner
Ortskrankenkaſſe hat in einer außerordentlichen General
Verſammlung, die im Reſtaurant Sach in der Roſenſtraße
ſtattfand, mit 12 gegen 3 Stimmen bei 3 Stimmenenthaltungen
den Beſchluß gefaßt, ſich ab 31. März d. J. aufzulöſen. Dabei
wurde der Wunſch ausgedrückt, daß die aufzulöſende Kaſſe mit
ihrem Vermögensbeſtand von über 8000 M. der Gemeinſchaft
lichen Ortskrankenkaſſe zugeteilt werden möchte. Der anwefende
Stadtrat Walger verſprach, in dieſem Sinne zu wirken.

Jn der Verſammlung der Gemeinſchaftlichen Orts
kränkenkaſſe, die im Konzerthauſe tagte, ſiegte die Liſte der
organiſierten Arbeitnehmer glänzend. Die 15 Arbeitnehmer-
Vertreter und 15 Stellvertreter wurden glatt gewählt.

Für 60 Pfennig 1 Monat Gefängnis.
Der bisher unbeſcholtene Arbeiter Oskar Sſch w ab e, zur-

zeit in Schleuditz, war in große Not geraten und hatte hier
in Halle im Monat November bei der elektriſchen Bahn Arbeit
als Rollkutſcher angenommen. Er verdiente blutwenig pro
Stunde 25 Pfg. wohnte in Schkeuditz und atte dort eine
Frau mit vier kleinen Kindern zu ernähren. Von dem Ver-
dienſt mußte er auch noch die Bahnfahrt von Schkeuditz nach
der Arbeit in Halle beſtreiten. Alſo, was blieb dem Manne
für ſich und ſeine Familie übrig Eines Tages nannte da
Geld nicht zur Heimreiſe nach Schkeuditz der Mann W
aber fort. Er nahm einen Frachtbrief, für den er 4.10 Mk.
gezahlt hatte, änderte ihn auf 4.70 Mk. lautend m ver
ſchaffte ſich dadurch einen Vorteil von 60 Pfg. as war
nach dem Geſetz Betrug und Urkundenfälſchung, un Schwabe
ſtand am Sonnabend vor der Strafkammer. Seine Anklage
war eine Anklage gegen die Geſellſchaft. Die Richter erkanne
ten an, daß der Mann in großer Not gehandelt habe. 3
Richter erklärte dem Angeklagten: „Aber warum nehmen
denn die Stelle an, wenn die ſo ſchlecht war Der rAngeklagte entgegnete nichts; aber viele Arbeiter hät ſen
Frage ſehr leicht beantworten können. Er nahm, um für ſeine
Familie forgen zu können, die ſchlechte Arbeit an, Vgau e
Winterszeit beſſere Arbeit nicht fand. Ser ung iche
Menſch wurde leider dem Strafantrag gemäß zu 1 Monat Ge
füngnis verurteilt.

Mark Jnhalt

ortemonnaies mit a 1 goldene
verſchlungene Broſche mit Opal, 1 goldener g. mit
rotem Stein, 1 goldene Broſche mit Brillanten, 1 goldener

r mit rotem Stein, 1 rotes Uwſchlagetr“, 1 ſchwarze
erne Damenuhr

mit Goldrand ohne Kette, 1 Damenuhr, 1 vergoldete G
oldrand

ſchwarzer Damenſchirm ohne Griff, 1. ſchwarzer Schirm mitlbernem Griſf und e 1 phche
monnaie mit 90 Mk. J
giſcheſgertge 1 dito mit 1 Mk., 1 xotes desgl. mit 7
e Geldbrief pit 31 Rubel Jnhalt, 1 solbenes Char-

nier

en mit Taſchenbuch, 1 echter
edaillon mit ſchwarzem Stein, 1 Portemonnaie mit 16--17

1 e eichen mit 40 Mk. Jnhalt, 1 Paket mit
Schnei erartikeln. als e wird während der
Dienſtſtunden im Polizei-Sekretariat IV, Rathausſtraße 19,
Zimmer Nr. 56, erteilt.

Der nächſte Markt für Magerſchweine und Ferkel
auf dem ſtädtiſchen Viehhofe zu Halle a. S. findet am Sonn
abend, den 11. Februar, 1905 ſtatt.

Ueber den Tod des Poſthilfsboten Füchſel, den wir
in der Sonnabendnummer mitteilten, wird noch gemeldet: Otto
Füchſel wollte ein Gleis überſchreiten, um zum Paketauslade-dienſt zu gehen. Da Füchſel als ein auvenſt beſonnener und
leſe Menſch bekannt war, kann man nicht auf Unvor-
ichtigkeit ſchließen, jedenfalls iſt er guf den Schienen ausge

glitten, und die Wahrnehmung der nahenden Maſchine mag ihn
gelähmt haben. Ein ereuge iſt nicht da, nicht einmal
von dem Lokomotivführer der Rangiermaſchine iſt der Un-
glückliche gViegr worden. Die Maſchine hat ihn wenige Meter
mit fortgeſchleift. Der Tod mag ſofort eingetreten ſein. Jn
dem Poſtſgale parterre arbeitete der Onkel des Verunglückten,
der wie ſein Neffe von Bornſtedt ſtammende Poſtſchaffner
Franz Füchſel, dem man den Unglücksfall ſggert mitteilte.
e fand den Verwandten bereits tot vor. Er machte den
in Bornſtedt wohnenden Eltern telegraphiſche Mitteilung von
dem Unglück.

Eine Schlägerei, die ſich ſchon am letzten Sonntag im
Januar, und zwar in der Nacht zum 29. des vorigen Monats,
auf dem Wege von Halle nach Diemitz abſpielte, zieht jetzt ernſte

olgen. Bei einem der Verletzten, dem ledigen Steinſetzer
Nühe, wohnhaft Körnerſtraße, hat ſich nunmehr Blutvergiftung

und ſein Leben iſt gefährdet. Wann endlich werden
Arbeiter einſehen, daß dieſe Methode, ſich gegenſeitig Recht zu
verſchaffen oder für erlittene Kränkungen Genugtuung zu er-
halten, die allerungeeignetſte iſt? Damit ſoll ſelbſtverſtänd-
lich nicht geſagt, daß dem Mühe die Schuld an dem Verlauf
der Schlägerei beizumeſſen iſt. Eine ſolche Behauptung wollen
und können wir nicht aufſtellen, da wir über die Einzelheiten
nicht unterrichtet ſind.

Als Taſchendiebin wurde geſtern abend die 12jährige
Tochter des Arbeiters Zenker, Hochſtraße wohnhaft, abgefaßt.
Sie hatte wiederholt in der Verkaufsſtelle U des Ällgemeinen
Konſumvereins Portemonnaie Diebſtähle an Kindern verübt;
es wurde ſogar ein Portemonnaie, welches vor ca. drei Wochen
geſtohlen war, bei derſelben vorgefunden. pik der
wache an das Mädchen, daß es ſich für das geſtohlene
Geld Kleidungsſtücke und dergleichen gekauft hat.

Aus Lebensüberdrufz hat ſich in der Nacht zum Sonn
a Dienſtmann Wilh. Block, Wittekindſtraße wohnhaft,
erhängt.

Vergiftet hat ſich in einem hieſigen Faſtheote der Xylograph
elix Pfeiffer aus Schöneberg. Die Vergiftung war durch
yankalium erfolgt.

Wegen tätlicher Beleidigung der Frau eines Arbeits
enoſſen iſt am 11. Juni v. Js. vom hieſigen y derTiſclergeſelle Ernſt Mehle zu ſechs Monaten Gefängnis ver

urteilt worden. Seine Reviſion wurde geſtern vom Reichs
gerichte verworfen.

Aus dem Burean des Stadttheaters Infolge des
bedauerlichen Krankheitsfalles, welcher Frau Ottilie Metzger
kurz vor Antritt ihrer Gaſtſpielreiſe an der Ausführung der
ſelben hinderte, iſt auch das hieſige Gaſtſpiel der Künſtlerin un
möglich geworden. Dasſelbe findet nun ſpäter ſtatt. Die Auf-
führung der Afrikanerin findet trotzdem ſtatt, und zwar hat
Frl. Stoll die Partie der Selica übernommen. Es gelten die
gewöhnlichen Opernpreiſe. Mittwoch Die Tante ſchläft und
Der Je ontag, den 13. Februar, Geſamtſpiel der
Berliner königlichen Hofſchauſpieler: Amanda Lindner, Chriſtians,
Ludwig, Krausneck, Paris, Zeidler, Malenar. Werrack, Winter,
Tiedtke, Hertzer. Aufgeführt wird die Tragödie König Oedipus
von Sophokles. Das Abonnement iſt an dieſem Abend aufge-
hoben, Vormerkungen nimmt die Theaterkaſſe jederzeit ent-
gegen.

Aus dem Bureau des Neuen Theaters. Mittwoch
nachmittag 4 Uhr Extra- Vorſtellung zu Einheitspreiſen von 60,
40 und 20 Pf., Jugend Abends Traumulus. en
Der Kilometerfreſſer. Das Enſembleſpiel des Kaiſer Jubiläums-
Theaters aus Wien findet am Sonnabend, den I11. ds. ſtatt.
Es bringt Sven Lauges packendes Drama Ein Verbrecher.
Eine Wiederholung des Gaſtſpiels iſt ausgeſchloſſen, da das
Enſemble bereits für die nächſten Tage in Leipzig, Dresden
und Breslau verpflichtet iſt. Die nächſte Novität des Neuen
Theaters iſt Straßmanns 4aktiges Studentenſtück Die Marko-
mannent.

Geſtorben ſind vergangene Woche im Standesamtsbezirk
Halle-Süd 46 Perſonen; unter dieſen befinden ſich 5 in hieſigen
Krankenanſtalten verſtorbene Ortsfremde. Es verſtarben an:
Lungentuberkuloſe 2, Herzklappenfehler 1, Altersſchwäche 3,
Gelenkrheumatismus 1, Soor 1, Scharlach 1, Lebensſchwäche 4,
Keuchhuſten 1, Krämpfen 2, Herzmuskelentartung 1, Herzfehler 1,
allgem. Krebsleiden 1, eingekl. Bruch 1, Lungenemphyſem 1,Rippenbrüchen 1, Jnfluenza 1, Herzlähmung 1, Bronchopnen

monie 1, Kindbettſieber 1, Kehlkopftuberkuloſe 1, Bauchfellent-
zündung 1, Schenkelhalsbruch 1, Speiſeröhrenkrebs 1, Gallen-
blaſenkrebs 1, Erfrieren 1, Krebs der Bauchſpeicheldrüſe 1,
Diphtherie 1, Bronchiolitis 2, Blauſucht 1, Gehirnblutung 1,
Geſchwülſten des Unterleibs 1, Nierenentzündung 1, infolge
Ueberfahren 1, Darmgeſchwür 1, Herzbeutelentzündung 1.
Dazu Totgeburten 3.

Jn Halle Nord verſtarben in letzter Woche 23 Perſonen.
Darunter befinden ſich keine in hieſigen Krankenanſtalten ver
ſtorbene Ortsfremde. Es verſtarben an: Magenkrebs 1. Ge-
hirnſchlag 1, Eklamsia infatitis Rhachitis 1, Arterioſkleroſe
1, Altersſchwäche 2, Lues hereditaria 1. Schlaganfall infolge
von Gehirnblutung 1, Magendarmkatarrh 1, Lungentuberkuloſe
2, Bronchitis chronica 1, Lungenentzündung 2, Miliartuber-
kuloſe 1, Scharlach 2, Diphtherie 1, ſeniler Herzſchwäche 1,
Unterleibstyphus 1, Carcinoma hepatis 1, Enteritis chronica
1. Totgeburten keine.

Wörmlitz. Eine Namensverwechſlung liegt in der
geſtrigen, die Firma Huth u. Richter betreffenden Notiz inſo
fern vor, als in der Unterredung nicht Herr Richter in Frage
kommen konnte, da ein ſolcher gar nicht exiſtiert, ſondern Herr
Heinrich Huth. Er hat ſich auf den Standpunkt r daß
die Jnhaber „Herr im Hauſe“ ſein wollten. Daß dieſer Unter

erſtandpunkt heute nicht mehr haltbar iſt, ſcheint Herrn
wenig zu kümmern.

Aus den Nachbarhkreiſen.
Zur Schuhmacherbewegung in Weißenfels.

Jn der geſtrigen Verſammlung waren ca. 3000 Perſonen er-
ſchienen. Nach den Referaten von Simon-Nürnberg und
Winter- Berlin wurde folgende Reſolution angenommen

Die Verſammlung ſpricht ihre Entrüſtung darüber aus, daß
die Weißzenfelſer Schuhfabrikanten trotz des Entgegenkommens
der Arbeiter auf ihrem ablehnenden Standpunkte gegenüber
der Forderung der Arbeiter betr. Abſchluß von Lohnverträgen
beharren und damit eine Einigung auf gütlichem Wege ver
eitelt haben.

Die Verſammlung iſt entſchloſſen, endlich auch in der
Schuhinduſtrie geordnete Lohn- und Arbeitsbedingungen
herbeizuführen, und erklärt, auf der Forderung: die
Lohn- und Arbeits bedingungen durch Verträge
feſtzulegen, zu beſtehen und ſie auch zur Durchführung
zu bringen.

Die Verſammlung ſpricht der Tarifkommiſſion ihr volles
Vertrauen aus und verpflichtet ſich, den Anweiſungen der-
ſelben Folge zu leiſten.

den

Eisdorf bei Teutſchental. Eine Alimentations-
eſchichte, die ſchon einmal die Halleſchen Gerichte be

chäftigte, lag am Montag nochmals der Strafkammer zur
Beurteilung vor. Der Bergmann Otto Ar von hier war
vom Halleſchen Landgericht wegen wiſſenklich falſcher Anſchul-
digung zu nenn Monaten Gefängnis verurteilt worden, weil
er im Jahre 1908 die damals unverehelichte Antonie Häußler,
jest verehelichte Neubert, und die unperehelichte Emma Laue

ei der Staatsanwaltſchaft wiſſentlich des Meineids beſchuldigt
haben ſollte. Durch eingelegte Reviſion hat Jung die noch-
malige Zurückverweiſung an die vorige Inſtanz erzjelt. Die
Meineide ſollten geleiſtet ſein in dem vor dem Halleſchen
Amtsgericht anhängig gemachten Alimentenprozeß der Antonie
Häutzler gegen den Angeklagten. Der Vormund des am
7. Februar 1902 geborenenen Sohnes der Häußler klagte gegen

ung auf Anerkennung der Vaterſchaft für das Kind deräußler ung wurde verurteilt, vierteljährlich 36 Ma i
mentationskoſten zu zahlen, da die Häußler beſchworen hatte,
Jung habe Pfingſten 1901 und 8 Tage ſpäter mit ihr e
verkehrt, während die Laue bekundet, Jung mit der Häußlerdamals in Teutſchental geſehen zu haben. eng erklärte, er
kenne die Häußler gar nicht, und ſtellte in Abrede, an den
beiden Tagen mit dem Mädchen in Verkehr getreten zu ſein.
Der Angeklagte behauptete auch in der erneuten Verhandlung
er ſei am erſten Pfingſtfeiertag 1901 in dem Herkletzſchen Loka
und dort ſo betrunken geweſen, daß er in einem Graken i
geblieben und von ſeiner Mutter geholt worden ſei. Am
Sonntag nach Pfingſten ſei er nach Halle gefahren, wo er
ſeine damalige Braut, jetzige Frau beſucht habe. Erſt 11 Uhr
30 Minuten nachts ſei er nach Eisdorf zurückgekehrt. Mehrere
Zeugen bekundeten aber, ſie hätten den Angeklagten damals in
Teutſchental geſehen, und er ſelbſt ſoll den Bloßkugelſchen
Eheleuten zugerufen haben, er käme von Teutſchental und ſei
bei Antonie Häußler geweſen. Zu der Verhandlung waren
zirka 20 Zeugen geladen, und die Beweisaufnahme fiel für
den Angeklagten, der ſich zu der Tat jedenfalls hat verleiten
laſſen, um ſich von der r zu drücken, unaus. Antonie Neubert geb. Häußler geehnzt den

ngeklagten mit Beſtimmtheit als den Vater ihres Kindes.
Sie hat das Kind mit ins Gericht gebracht und behauptet, der
Knabe ſchaue genau ſo aus, wie ſein Vater. Das Gericht
überzeugt ſich davon. Der Angeklagte wurd wir wegen
ment falſcher Anſchuldigung zu neun Monaten Gefängnis

erurteilt.

Zeitz. (Eig. Ber.) Die Wühler an der Arbeit.
Wie uns von mehreren Seiten berichtet wird, zirkuliert das
Gerücht, daß die ſog. Meißener Ich ehe re nicht
mehr zahlungsfähig ſei, und bat ſie ſehr hohe
von den Mitgliedern erhebe. Wir können als beſte Kenner
der Angelegenheit mitteilen, daß davon kein Wort wahr iſt.
Die Kaſſe beſteht nach wie vor gut weiter, und es iſt nicht
die ne re vorhanden, zaghaft zu ſein Ein Vorgang,
der ſich bei allen Kaſſen ſehr oft ereignet, iſt hier aufgebauſcht
worden. Die Meißener Kaſſe hatte im vergangenen Jahre
ziemlich hohe Ausgaben, da die Kranmkenfälle S ein
kraten, ſie konnte deshalb dem Reſervefonds nicht r
Summe zuführen, die geſegioh vorgeſchrieben iſt. Deshalb
ind im Januar d. J. von allen Mitgliedern zwei Beiträge als

xtrabeiträge erhoben worden, damit iſt die ganze Sache er-ledigt. Es ſcheint, als wenn dieſer ganz vatheliche Vorgang,
der ſich im Krankenkaſſenweſen ſchon Khr oft sei t hat, eini
gen Leuten, denen wir das Handwerk legten, Swindeltaſſen

einzurichten, rer geboten hat, gegen die Meißener Kaſſe
zu wühlen. Erfolg haben ſie damit nur bei Dummen.

Torgau. (Eig. Ber.) Geſtern mittag “/21 Uhr wurde der
Tapezierer Miedlich im Reſtaurant Sandkammer wegen
Sittlichkeitsverbrechen, begangen an Schulkindern, verhaftet.
Geſtern abend in der ſechſten Stunde gingen die Pferde des
Geſtüts Repitz mit einem verdeckten Wagen vom Fleiſchmarkt
nach der Pfarrſtraße durch. In der Ritterſtraße ſtürzten die
Pferde, wobei der Wagen umſchlug, dadurch wurden mehrere
Fenſter des Hauſes der Witwe Menzel demoliert, desgleichen
auch der Wagen, an welchem die Vorderachſe gebrochen war.

Schmiedeberg. (Eig. Ber.) Jn der Nacht vom Sonnabend
brannten die beiden Wirtſchaftsgehöfte der Herren Große und
Barth in Großwig bis auf die Umfaſſungsmauern nieder.

Wittenberg. Ueberfall. Als der 70 Jahre alte Ar
beiter Arndt aus Kleipwitrenerg, am Sonnabend abend
von der Stadt aus nach Hauſe egab, wurde er plötzlich von
einem Manne, der in der Nähe des Maurermeiſter Bethkeſchen
Grundſtückes auf der Lauer geſtanden hatte, von hinten über-
-29 do udg Inv v a abuv u a zun un Uspvlſchlägen, ſo daß er betäubt zu Boden ſtürzte. Arndt hat ganz
erhebliche Verletzungen dadurch erlitten und wurde noch an
demſelben Abend vom Arzt verbunden. Es iſt bereits ge-
lungen, den Täter in der Perſon des 30 Jahre alten Arbeiters

der aus ar ſtammt und hier in der Brachſchen
onwarenfabrik gearbeitet hat, zu ermitteln.

Erfurt. Entſchädigung für erlittene Blut-
vergiftung. Vor längerer Zeit es ſich eine hieſige
Bürgersfrau eine Verlehzung dadurch zu, daß ſie ſo bei einemFleiſchermeiſter an einem verroſteten Ragel riß, wo
vergiftung entſtand. Die Frau macht nunmehr den Fleiſcher-
meiſter haftbar und verlangt eine Entſchädidung. Da dem
Fleiſcher dieſe zu hoch erſcheint, wird die Frau jedeufalls
lage anſtrengen. Auf den Ausgang derſelben darf man ge

ſpannt ſein.

Stolberg. Der J Sturm in vorigerWoche hat im Harzgebiet große Verheerungen angetrichtet. C

ſind z. B. in den Stolberg-Stolbergſchen Forſten, im ſogen.
Oberforſt zwiſchen Stolberg und Straßberg, förmliche fenWald, größtenteils Nadelholz, aber auch Karle Buchen umge

brochen, aus der Erde gedreht und durcheinandergeworfen wor-
den. Der Weg vom ÄAuerberge nach Straßberg war einigeTage unpaſſierbar, weil erſt eine Aufräumung Ter geſtürgten
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ehe h dern ehe
Der Streik im Ruhrgebiet.

Bülow und die Bergarbeiter.
Der Herrenſtil, in dem die Herren Krabler und Kirdorf

das erneute Schreiben der Siebenerkommiſſion beantwortet haben,
unterſcheidet ſich höchſtens zu ſeinen Gunſten von der Ant
wort, die die Kommiſſion der ſtreikenden Bergleute von dem
T Bülow erhalten hat. Graf Bülow telegraphiert ganz

r Telegramm habe ich erhalten und danke Jhnenh ſttellung. Jm allgemeinen Intereſſe halte ich es für
dringend geboten, daß die Arbeit jett, wie Sie am
e in Ausſicht ſtellen, wieder aufgenommen wird.

dieſen Fall bin ich auch gerne bereit, Vertreter der
beiter und Unternehmer zur weiteren Verhandlung zu

empfangen.
Graf Bülow iſt entweder nicht fähig, das Telegramm der
Siebenerkommiſſion zu verſtehen, oder er will es nicht ver-
ſtehen. Was hat denn die Kommiſſion telegraphiert? Sie hat
1. eine Eingabe angekündigt, die die Stellung der Bergleute
zu den verſprochenen geſetzlichen Reformen kenn-

ichnen ſoll, und ſie hat 2. dem Kanzler mitgeteilt, daß ſie die
gherren abermals zum Eintritt in gemeinſame Verhand

u auf Grund ermäßigter Forderungen eingeladen habe,
ſie hat 3. erklärt, daß auf Grund dieſer Verhandkungsen die
Arbeit eventuell ſofort wieder aufgenommen werden ſolle.

Und was antwortet der Reichskanzler auf dieſes Telegramm
Nichts von geſetzlichen Reformen! Nichts von Verhand-
hungen zu Beilegung des Streiks! Er fordert die Arbeiter
ganz einfach, wie es die Kohlenherren gleich von Anfang an
getan haben, zur bedingungsloſen Wiederaufnahme
der Arbeit auf. Für dieſen Fall erklärt er ſich bereit,
Unternehmer und Arbeiter zu „weiteren Verhandlungen“ zu
empfangen. Für dieſen Fall, und für den andern nicht? Ja,
ſind denn die Einigungsverſuche, die die Regierung bisher zu
ve n vorgab, denen die Arbeiter entgegenkamen, während
die Unternehmer ſchroff ablehnten, bloß eine Komödie mit
verteilten Rollen geweſen

Graf Bülow reißt dem „ſozialen Königtum“ die Maske vom
Geſicht. Bedingungsloſe Wiederaufnahme der Arbeit und
dann Berhandlungen!

raf Bülow hat ſeine Tätigkeit im Bergarbeiterſtreik mit
einer ruhigen und glatten Rede begonnen, die ihm ſogar be-
dingte Anerkennung eines ſozialdemokratiſchen Redners eintrug
Er hat alsdann Hues maßvolle ſachliche Rede mit einer wüſten
Scharfmachertirade und mit plumpen und ſinnloſen Angriffen
auf die Sozialdemokratie beantwortet. Er hat als preu-
ßiſcher Miniſterpräſident die geſetzliche Reform, von der
die Arbeiter dringend wünſchten, daß ſie im Reichstag des
allgemeinen Wahlrechts vorgenommen würde, in das
Dreiklaſſenparlament verſchleppt, in dem die Stimme der Ar-
beiterſchaft unterdrückt iſt. Er hat damit nicht nur die Wünſche
der Arbeiter, ſondern auch einen mit Vierfünftel-
Mehrheit gefaßten Beſchluß des Reichstags miß-
achtet. Und dieſes herrliche Werk der Verſöhnung hat er jetzt
gekrönt durch die ſchroffe Antwort, die er den ſtreikenden Ar
beitern zu teil werden ließ.

Jene dürgerlichen Propheten, die da vorausſagten, der Streik
im Ruhrrevier werde mit einem Triumph der ſozial-
demokratiſchen Propaganda enden, werden unzweifel-
haft recht behalten. Aber nicht die ſozialdemokratiſche Hetze“,
ſandern die Haltung der preußiſchdeutſchen Re
gierung hat das größte Verdienſt daran.
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Eine bärgerliche Stimme über den Streik. Profeſſor
Hans Deldrück ſchreibt in ſeinen Preußiſchen Jahr-
üchern:

Die öffentliche Meinung ſteht einmütig auf Seiten derikenden. inttive Gefühl, a in den auf die
ohlen angewieſenen induſtriellen Kreiſen, daß der Kohlen-

truſt ſich zu einer wahrhaft tyranniſchen Macht
auswachſen könne, ſpielt dabei ganz ſicherlich eine Rolle.
Aber auch der natürliche Zug der Jdee macht ſeine Kraft
r n h großinduſtrielle Anſchauung deserrn von Stumm konnte ſich vielleicht ein oder einige Jahr-
zehnte halten, ſchließlich aber konnten die Menſchen ſie doch
nicht mehr ertragen. Sie ſteht zu ſehr mit der ganzen
ſonſtigen Denkweiſe der a im Widerſpruch Jetzt geht es

it dieſem z zu Ende, und wir müſſen nach neuen
rmen der ſozialen Organiſation ſuchen. Der Wunſch der

fentlichen h geht offenbar dahin, daß die Regierung
mit der höchſten Energie auftrete und die Kohlenbarone

inge, ihre Vermittelung anzunehmen. Obgleich ſie ja ein
Zwangs mittel gfen die Herren nicht hat, ſo kann

7 wenn ſie will, ſchon eine ziemliche Preſſion aus
en.
Die Sache iſt aber leider eben nur die, daß die Regie

rung nicht will! Sie iſt eben, wie Bebel Freitag im
Reichstage wieder ſehr treffend ſagte, nichts anderes als der
Verwaltungsausſchuß der herrſchenden Klaſſe.

Wie die Regiernngs- Kommiſſion ihre Aufgabe auf
faßzt. Ebenſo wie auf Zeche Herkules hat die Regierungs
Kommiſſion auch auf den Zechen Baaker Mulde und Fried-
licher Nachbar es abgelehnt, weitere Beſchwerden entgegenzu
nehmen und Zeugen über dieſelben zu verhören.

Und trotz dieſer Brüskierung verlangt man, daß die Berg-
leute im Vertrauen auf das Wohlwollen der Regierung die
Arbeit wieder aufnehmen ſollen.

Die Streikurteile häufen ſich. Am Sonnabend ſtanden
4 Streikſünder vor der Dortmunder Strafkammer. Der
Bergmann H. ſollte einem Arbeitswilligen zugerufen haben:
„Wo willſt Du hin Pfui!“ Dabei ſoll er ausgeſpuckt haben.
Wegen Beleidigung in Verbindung mit Vergehen gegen 8 153
der Gewerbeordnung wurde H. zu 1 Monat Gefängnis
verurteilt.

Der zweite Bergmann ſoll zu einem Arbeitswilligen geſagt
haben: „Was, Du willſt die ganze Sache verderben Du

wobei er zu einer Ohrfeige ausgeholt haben
ſoll. Urteil: 2 Monate Gefängnis.

Der dritte Bergmann ſoll einen Arbeitswilligen zugerufen
haben „Was, Du willſt auch noch arbeiten Außerdem ſoll
er ihm eine leichte Verletzung am Arm beigebracht haben. Ur-
teil: 6 Wochen Gefängnis.

Der vierte Bergmann ſoll zu einem Arbeitswilligen geäußert
haben „Weißt Du nicht, daß geſtreikt wird Warte nur bis
heute abend, dann was!“ Jn der Verhandlung konnte
der Arbeitswillige jedoch, als er ſchwören mußte, nicht aufrecht
erhalten, daß der Angeklagte die Drohung ausgeſprochen habe.
Es mußte deshalb Freiſprechung erfolgen.

Man fieht, welchen ausgezeichneten Schutz die Arbeitswilligen
genießen. Die Juſtiz arbeitet wunderbar ſchnell. Zudem muß
man die verhängten Strafen im Verhältnis zu den meiſtens
ſehr harmloſen Aeußerungen, bei denen ſich die Leute kaum
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etwas limmes gedacht haben, als ſehr empfindliche beW Ware des die verbrecheriſchen Taten verſchiedener
Eatrrecher und Zechenpoliziſten ſtrafrechtlich verfolgt wurden,

hat man bisher noch nichts gehört.

je bleiben hartnäckig! Der Bergbauverein des Ruhru hat die Siebenerkommiſſion, die abermals um Einleitung
von Verhandlungen zur Beilegung des Generalſtreiks nachſuchte,

abſchlägig beſchieden.
Die Stellung der engliſchen Bergarbeiter zum Streik.

Der Delegierte Schröder teilte in einer Verſammlung mit, daß
die engliſchen Bergleute von Montag ab nur fünf Tage arbeiten
würden zur Vermeidung von Ueberproduktion. Falls über
Frankreich engliſche Kohlen nach Deutſchland eingeſchmuggelt
würden, ſoll in England ebenfalls ein Ausſtand beabſichtigt
ſein. Jn Amerika werden größere Geldſammlungen eingeleitet.

Die Situation in Oberſchleſien. Die vereinigten Gruben-
verwaltungen des Waldenburger Bergreviers haben in ihrer
Sitzung die Forderungen der Arbeiterſchaft abgelehnt. Jn
einer in Gottesberg am Sonntag abgehaltenen Bergmanns-
verſammlung beſchloß man auf Anraten der Vertrauensmänner
mit knapper Mehrheit, noch nicht in den Streik einzutreten,
ſondern nochmals mit den Direktionen zu verhandeln. Trotz-
dem brach heute auf ſämtlichen Gruben der ſchleſiſchen Kohlen
und Kokswerke, Aktiengeſellſchaft der Streik aus. Der Streik
auf der fiskaliſchen Königin Luiſe Grube bei Zabrze iſt be
endigt. Eine Verſammlung der Belegſchaft dieſer Grube wurde

polizeilich verboten.
Der Generalſtreik in Velgien! Der Bergarbeiterkongreß

in Charleroi, zu welchem 180 Delegierte erſchienen waren, be-
ſchloß den Generalſtreik für ſämtliche 4 Kohlenbecken. Jn
der Tagesordnung des Kongreſſes wird der Generalſtreikbeſchluß
zurückgeführt auf die Notlage der Grubenarbeiter infolge fort
geſetzter Lohnherabſetzungen. Ferner auf das negative Ergebnis
der bei den Direktoren geſtellten Geſuche um Lohnerhöhung,
ſowie auf die Forderungen der belgiſchen Arbeiter, welche min-
deſtens ebenſo berechtigt ſind wie die der deutſchen. Der Kon
greß richtete ebenfalls einen Aufruf an die ſozialiftiſche Preſſe
und die ſozialiſtiſchen Abgeordneten, um die Forderungen der
Arbeiter zu unterſtützen.

Die Forderungen der Grubenarbeiter ſind in zehn Punkten
wie folgt feſtgeſetzt: 1. Lohnerhöhung. 2. Bildung von Schieds-
erichten zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen den
irektionen und den Arbeitern. 3. Feſtſetzung einer Lohnſkala,

ähnlich derjenigen, wie ſie in den engliſchen Gruben angewandt
wird. 4. Verabreichung von Zahlkarten an die Arbeiter.
5. Abſchaffung der Einzelarbeit. 6. Verminderung der Arbeits-
zeit. 7. Genügende Penſion für alte Grubenardeiter. 8. Ab-
ſchaffung der Maßregeln, welche von den Grubendirektoren
gegen Ärbeiter, die 50 Jahre alt ſind, verfügt worden ſind.
9. Feſtſetzung des Minimallohnes und 10. Abſchaffung der ver-
fügten Maßregeln ſeitens der Grubendirektoren des Beckens
von Mons.

An den Tegxtilarbeiterverband richtet unſer Kölner Partei-
organ die Mahnung, den Ueberſchuß aus den Sammlungen
für den Krimmitſchauer Streik den Ruhrbergleuten zu über-
weiſen. Dieſer Ueberſchuß habe etwa 300 000 Mk. betragen.
Selbſt wenn die Hälfte dieſer Summe für den weiteren Kampf
zur Erringung des Zehnſtundentages reſerviert bleiben ſolle,
ſo müſſe doch mindeſtens die andere Hälfte den Ruhrbergleuten
überwieſen werden. Wir halten dieſe Mahnung für vollſtän
dig berechtigt.

Perſammlungsbexichte.
Maſchiniſten und Heizer. Jn der Verſammlung vom

29. Januar hielt Kollege Thielemann einen Vortrag über die
Herſtellung des Papiers, welchen die Kollegen mit Beifall auf
nahmen. Nach einem Bericht des Vorſitzenden über den Be
arbeiterſtreik wurden 50 Mk. für die Streikenden bewilligt, un
es jedem Kollegen zur Pflicht gemacht, von den Bons Gebrauch
zu machen, welche für 25 Pfg. jede Woche von den Bezirks-
kaſſierern zu entnehmen ſind. as n ergabeinen Ueberſchuß von 55.64 Mk., wovon 50 Mk. der Lokal-
kaſſe und 5.64 Mk. der Bibliothekskaſſe überwieſen wurden.
Zum Agitationskomitee wurden die Kollegen Thielemann,Enterlein, Meinart, Reißner und Agde gewaählt. R. H.

Fetzte Vachrichten.
Die Revolution in Rußlkland.

Wien, 7. Febr. Wie das Wiener Tgbl. meldet, iſt Maxim
Gorki geſtern abend 7 Uhr aus der Haft entlaſſen. (7)

Paris, 7. Febr. Wie der Petersburger Korreſpondent des
Petit Pariſien berichtet, hat das Kriegsgericht von Sebaſtopol
im Meutereiprozeß der Marine das Urteil gefällt. 30 Matroſen
wurden zum Tode verurteilt, die übrigen zu ſchweren
Disziplinarſtrafen.

Kattowitz, 7. Febr. Die Streikenden in Sosnowice be-
ſchloſſen, die Arbeit nächſten Donnerstag wieder aufzunehmen
unter Einführung des Achtſtundentages, gleichviel, ob die Arbeit-
geber wollen oder nicht.

Der Streik im Ruhrgebiet.
Bochum, 7. Febr. Die Siebener- Kommiſſion hielt geſtern

eine mehrſtündige Sitzung ab, in welcher eingehend die durch
die Weigerung des Bergbaulichen Vereins geſchaffene Lage
der Verein weigert ſich, die Kommiſſion zu empfangen be-
ſprochen wurde. Die fünf dem Reichskanzler mitgeteilten For
derungen wurden dem Bergbanlichen Verein telegraphiſch über-
ſandt. Jm übrigen beſchloß die Kommiſſion, die Arbeitsauf-
nahme nicht zu empfehlen; alles weitere ſoll der am Donners-
tag in Eſſen ſtattfindenden Revierkonferenz aller Verbände vor
behalten dleiben.

Breslau, 7. Febr. Bei der Schleſiſchen Kohlen- und Koks
werke- Aktiengeſellſchaft in Gottesberg ſind 4000 Bergleute
ausſtändig. Jn Anweſenheit des Direktors fand mittags
eine Vertrauensmänner- Verſammlung ſtatt. Den Arbeitern
wurde eine Lohnerhöhung zugeſichert, ſo daß die Bergleute
das Gleiche verdienen ſollen, wie vor der letzten Lohnherab-
ſezung. Die Vertrauensmänner verſprachen, die Wiederauf-
nahme der Arbeit anzuempfehlen.

Krieg in Gfaſten.
Paris, 7. Februar. Matin meldet aus Petersburg: Das

Gerücht von der Rückkehr Kuropatkins tritt immer beſtimmter
auf. Auch General Griepenberg kehrt auf dem kürzeſten Wege
zurück er ſoll dem Zaren einen telegraphiſchen Bericht geſandt
haben, worin gegen Kuropatkin die ſchwerſten Anſchuldigungen
erhoben werden. Wie es heißt, werde entweder General
Linjewitſch oder General Griepenberg den Oberbefehl erhalten.

Petersburg, 7. Februar. Dem Bee n a
Poſitives über eine Rückkehr Kuropatkins bekannt. Es ſei auch
kaum anzunehmen, daß ſie erfolgen könnte. Sollten ſich die
Gerüchte von General Kuropatkins Abberufung aber dennoch
beſtätigen, dann käme Großfürſt Nikolay RNikolajewitſch in
Betracht.

London, 7. Februar. Wie Daily Chronicle aus Peters
burg meldet, iſt bei einer geſtern abgehaltenen Konferenz der
Großfürſten beſchloſſen worden mit Japan Frieden zu
ſchließen. (2) Das Gerücht von der Rückkehr Kuropatkins ſoll
keinen anderen Grund haben als den, die Verhandlungen zu
erleichtern. Das Ergebnis der letzten Schlacht in der Man
dſchurei und die Schwierigkeiten, die Armee zu verproviantieren,ſollen zu dieſem Eutſchluſe geführt haben.

Dresden, 7. Februar. Dem Leipziger Tageblatt zufolge
ſteht am 21. und 22. Februar vor der 3. Strafkammer des
hieſigen Landgerichts ein Monſtre-Prozeß an wegen verſuchten
und vollendeten Betruges und Beihilfe dazu. Es werden ſich
zu verantworten haben der Leutnant a. D. Freiherr von
Grabow aus Newport, der Kaufmann Hildebrandt aus Magde-
hurg-Buckau, der Kaufmann und Agent Scheibe aus Leipzig
und der Bauſpekulant Fitzner aus Wilke. Die Angeklagten
ſollen mit Hilfe wertloſer Wechſel operiert und Lieferanten
um Waren von ungeheurem Wert betrogen haben. Geladen
ſind 29 Zeugen aus Leipzig, Berlin, Potsdam, Spandau und
Dresden.

Dresden, 7. Februar. Der herrſchende Schneeſturm hat im
Erzgebirge wieder zahlreiche Störungen im Ciſenbahn-Verkehr
hervorgerufen. Die Verwehungen waren ſo ſtark, daß es trotz
größter Anſtrengungen nicht allenthalben gelang, den Verkehr
aufrecht zu erhalten.

Briefkaſten der Redaktion.
E. Kl. in Tr. Jeder Beliebige kann vierſpännig fahren,

oder auch ſechs- und achtſpännig.
H. B. Außer den beiden Genannten gibt es hier noch

ieben beſoldete und zehn unbeſoldete Stadträte. Sie alle
und dieammen, namentlich aber die beiden Bürgermeiſter

ieben beſoldeten Stadträte, bilden das Magiſtratskollegium.
L. S. Sie befinden ſich im Jrrtum. Nicht zur Land

wehr erſten Aufgebots ſind Sie voriges Jahr geſchrieben
worden, ſondern zu der zweiten Aufgebots. Iſt r in
Jhrem Paß falſch vermerkt, ſo müſſen Sie das ändern laſſen.Als Landwehrmann zweiten Aufgebots brauchen Sie weder
Kontrollverſammlungen mitzumachen, noch können Sie zu einer
Uebung einberufen werden.

L. L. in D. Das gibt's nicht! Das Dienſtmädchen braucht
ſich nicht an „Verwandte“ ihrer Herrſchaft verſchachern zu
laſſen. War die Uhr dem Mädchen ſchon ausgehändigt worden,
ſo muß ſie ihr wieder herausgegeben werden. Bei Weigerung
iſt Klage zuläſſig.

P. J. Ein Recht des Hauswirtes, an den Türen ſeiner
Mieter zu horchen, giebt es bis jetzt noch nicht.

O. H., Bitterfeld. Der Betreffende kann erſt nach
gelegtem 45. Lebensjahre nach Deutſchland ſtraffrei zurückkehren.

Eine hinterindiſche Hafenſtadt Saika gibt es nicht, wohl aber
die Stadt Saigon in Franzöſiſch-Anam; bis zu derſelben braucht
man von einem deutſchen Hafen 4—5 Wochen Dampferfahrt.

Für die ſtreikenden Bergarbeiter:
Halle a. S. Miwhiagſe in Diemitz 2 durch Otto, Teu

chern, geſammelt von E. Sch. 5.20, Soldatenkindtaufe 2.25,
durch Lohſe in Brauerverſammlung 4.-, K. K. in Radewell 1.--,
organiſierte Arbeiter bei Rentſch, Querfurt, 4.16, von Loters
leben geſammelt 1.50, M. Sch. 1.31, Ueberſchuß vom Narren
kränzchen der Freien Turner am 5. 2. 05 im Konzerthaus 45.--,
daſelbſt Sammelliſte 3.57 Uhr 4.50, dito 11.58 Uhr 5.20, A.
Dönitz 1. Kindtaufe Wörmlitzerſtraße 3.20, Hochzeit in Lauch-
ſtädt 1.70, beim Ausloſen des Bären beim Unterhaltungsabend
der Maſchiniſten und Heizer 6.40, Maxrxſche Je 1.50, Leder-
arbeiter 2. Arbeiter der Maſchinenfabrik Guſtav Dreſcher 2.
5 r M. u. M. 9. Bons durch Köppchen 1. Woche
918.75 Mk.

Berichtigung: Jn Nr. 28 muß es unter Freyburg ſtattWergl heißen R. Werge. M. Fi
er

Quittung.
TorgauLiebenwerda. Bei der z eh gen ein

Von Torgau für Beiträge 13.02, für Kalender 6.
Wendt, Kreis-Kaſſierer.

Parteigenoſſen des Delitzſch Gitterfelder

Wahlkreiſes.
Da die Gründung eines Zeutral Wahlvereins für unſeren

Wahlkreis nunmehr ſpruchreif iſt, beruft Unterzeichneter auf

Sonntag, den 19. Februar, nachmittags 2 Uhr
eine außerordentliche Kreiskonferenz nach Eilenburg, Reſtau
rant Tivoli, ein.

Tagesordnung:
1. Gründung eines Zentralvereins für den Wahlkreis Delitzſch

Bitterfeld und Wahl des Sitzes des Vorſtandes.
2. Die Aufgaben der Filialen dieſes Vereins. Referent:

Genoſſe A. Weißmann.
3. Partei-Angelegenheiten.

Parteigenoſſen! Jch erſuche Euch, die Wahl der Delegierten
baldigſt vorzunehmen und mir davon bis ſpäteſtens 12. Februar
Mitteilung zu machen.

Die Delegierten müſſen ungefähr um 1/210 Uhr in Eilen-
burg ſein.

Mit ſozialdemokratiſchem Gruß

Der Kreisvertrauensmann:
L. BiedermannDelitzſch.
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Arbeiter Sekretariat, Halle a. H.,
Geiſtſtraße 21, 1. Hof rechts.

Geöffnet nur Werktags von v
und 4--8 Uhr.

Sonnabend nachmittag geſchloſſen.
Unentgeltliche Auskunftserteilung in gewerblichen Streitig

keiten über Kranken, Unfall, Alters- und Jnvalidtäts Ber
ſicherung, über Arbeiterſchutz, Vereins und Verſammlungsrecht

ſowie über das Fabrikinſpektorat u. ſ. w.

JGC GTJFGàX Eè aVerantwortlicher Redakteur: A. Weiſzmann in Halle.
——Ö—m—Die heutige Nummer umfaſtt 8 Seiten.
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